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Zeit fur Taten beim Klimaschutz: Landespolitische Hemmnisse fiir den Aus-
bau der Windenergie konsequent abbauen

Antrag
der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
Drucksache 17/15864

— Anhorung von Sachverstandigen (s. Anlage)

Vorsitzender Georg Fortmeier: Meine Damen und Herren, ich darf Sie alle ganz
herzlich zu unserer zweiten Ausschusssitzung am heutigen Tage begruf3en. Ganz be-
sonders begrufe ich die Sachverstandigen. Per Video zugeschaltet ist Landrat Ruther
aus Paderborn.

Ich danke den Sachverstandigen fur die abgegebenen Stellungnahmen und dafur,
dass sie sich die Zeit genommen haben, uns heute mit inrer Anwesenheit zu erfreuen.
Es wird sich sicherlich eine spannende Diskussion ergeben. Kopien der Stellungnah-
men, des Antrags und ein Tableau mit der Ubersicht aller Sachverstandigen liegen in
der letzten Reihe aus.

Aus zeitlichen Grunden ist nicht vorgesehen, dass Sie, verehrte Sachverstandige, lhre
Stellungnahmen hier noch mal vortragen. Sie dlrfen davon ausgehen, dass die Abge-
ordneten die Stellungnahmen gelesen haben und Sie gezielt mit Fragen I6chern wer-
den. Bei diesen Fragen gehen wir im Wirtschaftsausschuss Ublicherweise so vor, dass
die antragstellende Fraktion anfangt und die anderen Fraktionen der Grof3e nach wei-
tere Fragen stellen. Jede Fraktion stellt jeweils eine Frage an einen Sachverstandigen.
Sie haben als Sachverstandige jeweils maximal drei Minuten Zeit pro Antwort. So kom-
men wir auch mit vielen Fragen schneller durch die Anhérung. So machen wir es auch
mit den folgenden Fragerunden, die wir benotigen. — Die antragstellende Fraktion
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN beginnt. Frau Brems beginnt mit ihrer ersten Frage. Bitte
schon, Frau Brems.

Wibke Brems (GRUNE): Herzlichen Dank, liebe Sachverstandige, dass Sie heute
hierhin gekommen sind bzw. sich zugeschaltet haben und wir heute Uber unseren An-
trag diskutieren kdnnen bzw. lhre Sichtweise zu den unterschiedlichen Aspekten er-
fragen konnen.

Herr Mildenberger, Sie haben unsere Forderungen insgesamt sehr begrufdt. Seit der
Stellung des Antrags, aber auch sogar seit der Einladung gibt es durch den Krieg in
der Ukraine eine zusatzlich zugespitzte Lage. Wir stellen uns alle die Frage nach der
Versorgungssicherheit. Es gibt viele AuBerungen, den Ausbau der erneuerbaren Ener-
gien weiter zu beschleunigen. Kann aus lhrer Sicht ein beschleunigter Ausbau der er-
neuerbaren Energien die Versorgungssicherheit auch ohne ein Aufschieben des
Kohle- und Atomausstiegs sicherstellen? Vielleicht kdnnen Sie auch darauf eingehen,
in welchem Male eine Planungsbeschleunigung notwendig ware oder was sehr
schnell so passieren konnte.
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Dr. Christian Untrieser (CDU): Vielen Dank an die Sachverstandigen fur die einge-
reichten Stellungnahmen und dafur, dass sie uns heute hier zur Verfigung stehen. —
Herr Blrgermeister Aisch, Sie schreiben aus Sicht Ihrer Stadt bzw. Uber die Diskussi-
onslage in lhrer Stadt und daruber, wie sich die 1.000-m-Regelung auf die Akzeptanz
ausgewirkt hat. Ich wirde Sie bitten, fur uns zu erlautern, wie die 1.000-m-Abstands-
regelung in der Stadt gesehen wird. Ist sie ein Beitrag zur Akzeptanz, schadet sie oder
nutzt sie eher?

André Stinka (SPD): Vielen Dank und schonen guten Tag an alle, die heute mitdisku-
tieren und uns an ihren Erkenntnissen teilhaben lassen wollen. — Herr Arcais, wenn
wir auf Nordrhein-Westfalen blicken, sind wir insgesamt in einem Strukturwandel. Es
geht auch darum, sich Zukunftsarbeitsplatze anzuschauen. Sie sind in Ihrer Stellung-
nahme neben der klimapolitischen Bedeutung des Ausbaus der Windkraft auf die
Frage der Wertschopfung und der Arbeitsplatze eingegangen. Wie bewerten Sie die
okonomischen Chancen und Jobperspektiven in diesem Sektor der Erneuerbaren und
das vor dem Hintergrund des Strukturwandels und aktuell einer erhéhten Geschwin-
digkeit dieses Wandels?

Dietmar Brockes (FDP): Guten Tag auch von meiner Seite in die Runde. Herzlichen
Dank, dass Sie uns heute hier zur Verfigung stehen. — Herr Rechtsanwalt Mock, kon-
nen Sie uns darlegen, welche Rolle der geltende 1.000-m-Schutzabstand zu Wind-
energieanlagen zum einen fur die Rechtssicherheit und zum anderen bezuglich der
Akzeptanz aufseiten der betroffenen Anwohner spielt?

Herbert Strotebeck (AfD): Zunachst einmal mochte ich mich auch bei den Sachver-
standigen fur die eingereichten Gutachten bzw. Stellungnahmen und fur ihre heutige
Teilnahme bedanken. Herzlich willkommen auch von der AfD. — Ich habe zunachst
eine relativ kurze Frage an Herrn Dr. Ahlborn von der Gesellschaft fur Fortschritt in
Freiheit. Herr Dr. Ahlborn, wie realistisch ist das Ausbauziel von 80 % Stromproduktion
aus sogenannten erneuerbaren Energien? Welche Mengen an CO2 kénnten mit einer
Erhéhung des Anteils auf 80 % eingespart werden?

Vorsitzender Georg Fortmeier: Vielen Dank, verehrte Kolleginnen und Kollegen, fur
die Fragen. Wir kommen jetzt zur ersten Antwortrunde und beginnen mit Herrn Milden-
berger vom Landesverband Erneuerbare Energien NRW fur die Antwort auf die Frage
von Frau Kollegin Brems. Bitte schon.

Christian Mildenberger (Landesverband Erneuerbare Energien NRW e. V.): Sehr
geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! Liebe Frau Brems, vielen Dank
fur die Frage. Die kann ich mit einem sehr deutlichen Ja beantworten. Der beschleu-
nigte Ausbau der erneuerbaren Energien wurde die Versorgungssicherheit gewahr-
leisten, ohne den gerade diskutierten Atomausstieg wieder rickgangig zu machen o-
der auch den Kohleausstieg zu verschleppen.
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Wir haben im letzten Sommer, als die 1.000-m-Regelung eingefuhrt wurde, eine Aus-
wertung vorgelegt, wie viele Projekte dadurch direkt blockiert werden. Wir haben im
zweiten Halbjahr letzten Jahres viele Projekte gesehen, die dadurch wirklich wegge-
fallen sind. Die kdnnte man kurzfristig realisieren.

Gleichzeitig haben wir andere landespolitische Aspekte in der Energieversorgungs-
strategie, die Ende Dezember letzten Jahres fortgeschrieben wurde, sprich nach dem
Antrag. Dort wurden klare Punkte aufgefuhrt, wie die Kalamitatsflachen im Wald mit
einzubeziehen. Aber eine Waldoffnung wiarde generell relativ schnell zusatzliche Fla-
chen und Kapazitaten erbringen. Das Weitere ist, dass ganz viele landesplanerische
Hemmnisse wie zum Beispiel Abstande zu seismologischen Stationen, aber auch an-
dere Regelungen gerade sehr stark im Weg stehen. Wenn man diese kurzfristig weg-
nehmen wurde, dann konnte der Ausbau der Erneuerbaren viel schneller vonstatten-
gehen und damit auch in der jetzt zugespitzten Lage die Versorgungssicherheit ge-
wahrleisten.

Wir haben gesehen, kurz vor Ausbruch des flrchterlichen Krieges hat eine hohe Wind-
einspeisung die bis dahin sehr stark gestiegenen Preise wieder reduziert. Das heilt,
jede Kilowattstunde Wind, Solar, Biomasse, Wasserkraft und Geothermie verringert
unsere Abhangigkeit. Deshalb mussen wir da schleunigst ran, und wir mussen jetzt
dringend darlber reden, dass die ganzen Themen, die wir hier in den letzten Jahren
zur Windenergie diskutiert haben, gewisse Wonhlfuhlthemen waren. Diese Zeit muss
nun vorbei sein, wenn wir es mit der Unabhangigkeit von russischem Gas ernst mei-
nen. Dann mussen wir jetzt alles tun, was wir tun kdnnen, um die heimische Energie-
erzeugung so auszubauen, dass Versorgungssicherheit dadurch gewahrleistet wer-
den kann.

Nicolas Aisch (Biirgermeister Stadt Borgentreich): Sehr geehrter Herr Vorsitzen-
der! Sehr geehrte Damen und Herren! Wie Sie meiner Stellungnahme entnehmen
konnten, ist die Orgelstadt Borgentreich eine landliche Flachenkommune im Ostlichen
Ostwestfalen mit Grenze zum Bundesland Hessen. Wir sind eine waldarme Kommune.
Wie zu entnehmen ist, wird diese 1.000-m-Regelung seitens der Politik, aber auch
seitens der Burgerinnen und Burger bei uns als aul3erst positiv aufgefasst, da wir eine
ganz bestimmte Planungssicherheit im Rahmen unserer Flachennutzungsplanung er-
halten konnten. Wie von mir dargestellt, sind wir in dem Zusammenhang sehr glucklich
gewesen, als diese 1.000 m wirklich rechtskraftig und rechtssicher auf den Weg ge-
bracht worden waren, um die eben schon angesprochene Sicherheit fur die Burgerin-
nen und Burger darstellen zu kdnnen.

Fiar den landlichen Raum, so habe ich es dargestellt, besteht in meinen Augen die
Gefahr einer Verteilung, die ihn Gberproportional belastet. Ich habe in meiner Stellung-
nahme geschrieben, dass es sich am Ende des Tages um eine gerechte Raumlast
handeln soll. Natlrlich wissen wir seitens der Orgelstadt Borgentreich, dass wir unse-
ren Beitrag leisten mussen. Den wollen wir auch wie beschrieben leisten, aber eben
nicht Gber alle Male. Das ist mir ganz wichtig. Wir kbnnen Situationen wie zum Beispiel
in der Paderborner Hochebene bekommen. Auch darauf habe ich Bezug genommen.
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Das ist hoffentlich fir Sie alle ein Bild. Das ist fur die Blrgerinnen und Burger in meinen
Augen nicht mehr tragbar.

Andrea Arcais (DGB NRW): Herr Stinka! Sehr geehrte Damen und Herren! Der for-
cierte Ausbau der Erneuerbaren ist in Bezug auf Wertschopfung und Arbeitsplatze ins-
gesamt und ganz grundsatzlich wichtig, und zwar nicht nur im Rahmen des Struktur-
wandels, weil wir dort und nur damit die Treibhausgasneutralitat in der Versorgungssi-
cherheit mit Energie sicherstellen kdnnen. Die ist Voraussetzung fir den Fortbestand
der Industriestruktur bei uns. Das heil3t, das ist eine grundsatzliche Voraussetzung.

Zum Ausbau der Erneuerbaren mit dem Hauptlasttrager Windenergie: Allein darauf zu
vertrauen, dass wir die notwendigen Mengen an Strom uber Import bekommen, sei es
uber Offshore oder aus dem europaischen Ausland, ist aus unserer Sicht fahrlassig,
und zwar nicht, weil wir die Sorge haben, wir wirden sie dann nicht mehr bekommen,
sondern weil es notwendig ist, in Nordrhein-Westfalen die héchstmoégliche Menge an
Windausbau voranzutreiben. Damit bleibt die Wertschopfung selbstverstandlich bei
uns in den Regionen und im Land. Das heif}t, die Anlagen, die hier gebaut werden,
schaffen hier Arbeitsplatze, schaffen hier Wertschopfung. Hier bleiben dann die Steu-
ermittel. Das ist ein Effekt, der absolut notwendig ist.

Das hat hohe Potenziale fur Arbeitsplatze, und zwar fur gut ausgebildete Arbeitsplatze.
Wir haben zwar als Gewerkschaften noch Fragen an die Industrie, was Tarifbindung,
Mitbestimmung etc. betrifft; das will ich nicht unterschlagen. Diese Auseinanderset-
zung nehmen wir gerne an. Aber Voraussetzung ist vor allem, dass wir die Grundlagen
dafur erhalten.

Es gibt allerdings, das will ich auch sagen, negative Potenziale dabei, die man im Kopf
haben muss, wenn man das nicht tut. Die negativen Potenziale sind so beschrieben,
dass die energieintensive Industrie vor allen Dingen deswegen hier ist, weil die Kohle
hier ist, weil der Energietrager hier ist, weil die Energiequelle bei uns ist. Wenn wir
notwendigerweise und richtigerweise auf Treibhausgasneutralitat, auf erneuerbare
Quellen umschwenken, ist selbstverstandlich die Fragestellung, was bei den nachsten
Investitionszyklen passiert, wenn wir die eh nicht vor Ort haben. Bleibt die Industrie
dort oder folgt sie den Standorten der Energiequellen? Das kann uns nicht egal sein.
Im Gegenteil. Deswegen ist es neben den grundsatzlichen Fragen extrem wichtig fur
uns, dass wir den Ausbau der Erneuerbaren und damit den Hauptlasttrager Windener-
gie unbedingt forcieren.

Thomas Mock (Rechtsanwalt): Ich mochte zunachst darauf hinweisen, dass die An-
wohner in den letzten Jahren schon erhebliche Einschrankungen ihrer Rechte hinneh-
men mussten. Ich denke daran, dass im Rahmen des Energiebeschleunigungsgeset-
zes vor eineinhalb Jahren eine ganze Gerichtsinstanz gestrichen wurde. Die Streit-
werte bei Gericht in NRW wurden dramatisch nach oben gesetzt, um Anwohnern mog-
lichst gar nicht erst eine Klage nahezulegen. Auch im Widerspruchsverfahren und an-
deren Dingen wurden erhebliche Einschrankungen der Rechte der Anwohner bereits
vorgenommen.
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Vor dem Hintergrund ist natlrlich ein gewisser Ausgleich darin zu sehen, dass der
1.000-m-Abstand eingefuhrt worden ist, um den Mdglichkeiten und den Unsicherhei-
ten, die durch die bisherige Situation von unter 1.000 m entstanden ist, durch eine
Rechtssicherheit der 1.000-m-Regelung auszugleichen. Es ist ja so, dass wir heute
Anlagen von 250 m Héhe und mehr haben. Nachstes Jahr wird, jedenfalls nach den
jetzt bekannten Planungen bereits die erste 300 m hohe Anlage errichtet. Das sind
groBRindustrielle Anlagen, die vollig andere Abstande notwendig machen als die friihe-
ren 100 bis 200 m hohen Anlagen. Angesichts dieser Dimensionsentwicklung ist ein
Abstand von 1.000 m nicht nur notwendig, sondern wahrscheinlich sogar zu gering.

Es ist auch wichtig, noch mal auf die Akzeptanz der Anwohner hinzuweisen. Vollig zu
Recht verweisen die Anwohner auf die notwendige Sicherheit, dadurch nicht klagen
zu mussen. In dem Augenblick, in dem der 1.000-m-Abstand wegfallt, und zwar er-
satzlos, wie es jetzt aussieht, sind viele Unsicherheiten auf die Anwohner insbeson-
dere im Hinblick auf Larm, Schattenschlag und viele andere Nachteile zu gewartigen,
die ich jetzt gar nicht alle ausfiihren muss und die in der Vergangenheit haufig zu die-
sen Klageverfahren gefuhrt haben. Dabei haben Anwohner viel weniger geklagt als
Projektierer.

Unabhangig davon wird diese Last, diese Sorge der Klage, von Anwohnern wegge-
nommen und sie wissen, bei 1.000 m werden die Grenzwerte, die Richtwerte und &hn-
liches ziemlich sicher eingehalten. Sie haben gar nicht die Last, zu Gericht gehen zu
mussen, um ihre Rechte einzuklagen, falls die im Genehmigungsverfahren moglicher-
weise nicht umfassend oder im Sinne der betroffenen Anwohner gepruft worden sind.

Insoweit bedingt sich beides gegenseitig: Die Rechtssicherheit, die durch 1.000 m sehr
deutlich eingefuhrt wurde und auch im Hinblick auf die eingetretene Verringerung der
Rechte von Anwohnern in den letzten zwei Jahren eine hohe Entlastung bringt, und
die erhohte Akzeptanz durch diese Abstandsregelung.

Dr. Detlef Ahlborn (Gesellschaft fiir Fortschritt in Freiheit e. V.): Ich sollte mich zu
der Frage auflern, wie ich dieses 80%-Ziel einschatze. Wir haben mit Wind- und So-
larenergie ein fundamentales Problem, das darin besteht, dass die Leistungen auch in
der Summe regelmafig auf null absinken. Es gibt daher aus diesen Energien — da
muss ich in aller Form widersprechen — keinen Beitrag zur Versorgungssicherheit;
denn es bedarf immer und ausnahmslos eines vollumfanglichen Ersatzsystems, sprich
irgendwie gearteter konventioneller Kraftwerke. Die sind fundamental erforderlich, weil
die eingespeiste Leistung aus diesen Anlagen regelmallig auf null absinkt.

Bei den Ausbauzielen, von denen hier die Rede ist, werden wir demnachst Situationen
haben, wo wir theoretisch mehr Leistung produzieren kdnnen als das Netz aufnimmt.
Das wird deshalb nicht funktionieren, weil das dem Kirchhoffschen Knotensatz der
Physik widerspricht; denn zu jedem Stromerzeuger brauchen Sie einen Stromverbrau-
cher. Wenn Sie diese Stromverbraucher nicht haben, wird auch kein Strom flieRen. Mit
anderen Worten, wir werden Uberschiisse erzeugen, die wir nicht verbrauchen kén-
nen.
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Per heute wird das dadurch gelést, dass diese Uberschiisse zu groRen Teilen ins Aus-
land abgeleitet werden. Aber auch die Kapazitaten der Ableitung sind begrenzt. Das
heidt, wir werden demnachst Strom in grol3em Stil abregeln missen, weil wir die ent-
sprechenden Verbraucher nicht haben. Dazu zwei Zahlen: Wir brauchten aufgrund der
Auswertung der Daten, die samtlich bekannt sind, Verbraucher mit einer Leistung von
61.000 MW. Das ist ein gigantischer Betrag und entspricht ungefahr der Leistung von
50 Kernkraftwerken, um mal eine Gréldenordnung zu haben. Wir wirden damit 32 TWh
wegwerfen oder abregeln miussen. Das ist das Gleiche.

Zur Frage der Unabhangigkeit von Russland kann ich lhnen nur empfehlen, sich die
energetischen Daten zu besorgen. Die stehen auch in meiner kleinen Stellungnahme.
Sie werden dort finden, dass wir allein fir Gas und Mineral6l tber 500 TWh aus Russ-
land importieren. Auch das ist ein gigantischer Energiebetrag. Zum Vergleich dazu
haben wir mit Wind- und Solarenergie in der Summe 168 TWh produziert. Das heif3t
also, nach 20 Jahren Energiewende haben wir 168 TWh Strom aus Wind und Solar.
Diese 168 TWh stehen gegen 513 TWh Energieimporte aus Russland. Jeder kann
sich ausrechnen, welchen Effekt wir erzielen werden, wenn wir von den 168 auf 180
oder so gehen. Der Effekt ist nahezu null. Ich kann IThnen nur dringend empfehlen, sich
bei solchen Fragen mit den Zahlen zu beschaftigen und nicht mit den Ideen dazu.

Zur Frage der Abstande kann ich dem Vorredner nur beipflichten und méchte eine Zahl
dazu in die Runde werfen. Ich habe das mal recherchiert. Eisbrocken, die bei Frost an
den Flugeln hangen, kdnnen schon mal zwei, drei Kilo fliegen und, wenn sie abreilen,
500 m weit fliegen. Mit anderen Worten, rund 500 m um eine Windkraftanlage ist quasi
eine rote Zone, in der bei ungunstigen Bedingungen im Winter tatsachlich Lebensge-
fahr besteht.

Wibke Brems (GRUNE): Herr Jansen, Sie haben in lhrer Stellungnahme Ergebnisse
der aktualisierten LANUV-Potenzialstudie genannt. Die belegt, dass bei einem Ver-
zicht auf einen pauschalen Mindestabstand von 1.000 m mehr als 50 % mehr Flachen
zur Verfigung stunden. Sie waren vorher schon nicht der Verfechter der Abstandsre-
gelung. Wie sehen Sie angesichts der aktuellen Lage, mit der wir es zu tun haben,
diese Veranderungen bei den Potenzialen, und was halten Sie an der Stelle fur not-
wendig?

Bernhard Hoppe-Biermeyer (CDU): Meine Frage geht an Landrat Ruther aus dem
Kreis Paderborn. Ich mdchte an die Antwort von Burgermeister Aisch anknupfen. Der
Raum Paderborn ist bekanntermalden die am starksten mit Windenergie zugebaute
Region in Nordrhein-Westfalen. Daraus resultiert meine Frage: Wie hat sich nach der
Einflhrung der 1.000-m-Regelung die Diskussionslage in der Region verandert, und
wie schatzen Sie die Wirkung auf die Akzeptanz fur den weiteren Ausbau der Wind-
energie ein?

Elisabeth Miiller-Witt (SPD): Herr Dr. Kruse, Sie betonen in |hrer Stellungnahme,
dass ein stark beschleunigter Ausbau der Windenergie und der Photovoltaik wesentli-
che Voraussetzung fur einen vorgezogenen Kohleausstieg ist. Gleichzeitig stellen Sie
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fest, werde der Abstand zwischen den Ausbauzielen der Landesregierung und der von
ihr verantworteten Realitat immer grofRer. Wir stellen fest, nur 0,3 GW Onshore-Wind-
energieleistung wurden 2021 zugebaut, obwohl es mehr als dreimal so viel gebraucht
hatte, damit die Landesregierung ihr eigenes Ziel von 12 GW Windenergie 2030 er-
reicht. In welchem der von Ihnen im Weiteren dargelegten Handlungsfelder sehen Sie
die groften Defizite fur einen effektiveren Ausbau der Windkraft? Nennen Sie vorran-
gig die Flachenverfligbarkeit, bundeseinheitliche Standards, Genehmigungsprozesse
und die Akzeptanz. Ja, Kollegin Brems hat schon erwahnt, das Ganze steht jetzt unter
ganz anderen Vorzeichen als noch vor wenigen Monaten. Vielleicht kdnnen Sie das in
lhre AuRerung einflieRen lassen.

Dietmar Brockes (FDP): Herr Graaff, welchen Beitrag leisten aus ihrer Sicht die gel-
tenden Schutzabstande von 1.000 m zwischen Windenergieanlagen und Bebauung in
Bezug auf Planungssicherheit flr die kommunale Ebene?

Herbert Strotebeck (AfD): Herr Dr. Ahlborn, anders als grundlastfahige fossile oder
atomare Kraftwerke unterliegt die Wind- und Solarstromerzeugung starken Schwan-
kungen, und zwar nicht nur von Stunde zu Stunde, sondern auch jahreszeitlich be-
dingt, wobei ich nicht nur an die Parademonate November und Januar denke. Wie
schatzen Sie diese Stromproduktion im Hinblick auf die Stabilitat der Stromnetze ein?

Dirk Jansen (BUND, Landesverband NRW e. V.): Sehr geehrter Vorsitzender! Meine
Damen und Herren! Liebe Frau Brems, es ist in der Tat so, dass der Putinsche An-
griffskrieg allen vor Augen gefuhrt hat, dass wir endlich die Blockade eines naturver-
traglichen Ausbaus der Windenergienutzung in NRW beenden und unsere Ziele neu
definieren miissen. Schon bei der Uberarbeitung der Energieversorgungsstrategie des
Landes im Dezember letzten Jahres war klar, das was darin verankert ist, ist schon
langst durch die Beschlusslage auf Bundesebene Uberholt. Durch den Krieg in der
Ukraine ist uns klar noch mal vor Augen gefuhrt worden, was wir machen mussen.

Wir mussen in Bezug auf die Energie eine grollere Unabhangigkeit anstreben, wah-
rend die Landesregierung nach wie vor auf Energieimporte setzt, sei es bei erneuer-
baren Energien oder auch bei der Wasserstofftechnologie. Deswegen mussen wir hier
die Potenziale erschlieRen. Dazu mussen wir die Flachenverfugbarkeit erhdhen. Ein
Punkt zur Erhdhung der Flachenverfugbarkeit ist, dass diese sachlich nicht begrind-
bare 1.000-m-Abstandsreglung ersatzlos gestrichen wird. Im Entwurf der neuen Wind-
energiepotenzialstudie hat das Landesamt fur Natur, Umwelt und Verbraucherschutz
die Rechnung aufgemacht, dass durch den Wegfall dieser Regelung die potenziell zur
Verfigung stehende Flache um 52 % erhoéht werden konnte. Das ware also wirklich
eine durchgreifende MalRnhahme, um das Ausbauziel in Nordrhein-Westfalen erhdhen
zu kénnen. Das ist viel zu niedrig. Sie wissen, die Energieversorgungsstrategie legt
einen Anteil der erneuerbaren Energien bis 2030 von 55 % fur NRW zugrunde, wah-
rend die Bundesregierung jetzt schon fur 2035 bei 100 % erneuerbarer Energien liegt.

Wir haben also noch erheblichen Nachholbedarf. Das heif3t, wir missen diese ideolo-
gisch motivierte Abstandsregelung wegfallen lassen. An dieser Stelle zum Vergleich:
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Es ist ja nicht vermittelbar, dass Kohlekraftwerke wie zum Beispiel in Datteln, das zu
einem erheblichen Teil mit Kohle aus dem Kusbass, sprich Russland befeuert wird, in
450 m Entfernung zur Wohnbebauung steht. Hier haben wir ein Ungleichgewicht, das
beendet werden muss.

Gleichwohl sind weitere Mallnahmen notwendig. Wir haben das in unserer Stellung-
nahme dargelegt. Vorrangig halten wir zum Beispiel die Sicherung von 2 % der Lan-
desflache Uber die regionalplanerische Festlegung von Vorranggebieten mit Eignungs-
wirkung fur notwendig. Auch die Restriktionen fur die Windenergieanlagen in Fichten-
forsten missen gestrichen werden. Da mussen wir zu den alten Regelungen zurtck.
Dazu gibt es weitere Potenziale.

Wir wehren uns bei dieser Gelegenheit noch mal ganz entschieden gegen so manche
kolportierte Aussage, der Naturschutz oder der Artenschutz sei der Verhinderer der
Windenergie. Die Ursachen dafur liegen sicherlich ganz woanders. Aber vielleicht
kommen wir im weiteren Verlauf ja noch dazu.

Christoph Ruther (Landrat Kreis Paderborn [per Video zugeschaltet]): Sehr geehr-
ter Herr Vorsitzender! Herr Hoppe-Biermeyer! Meine sehr geehrten Damen und Her-
ren! Ich wurde gefragt, wie sich das durch den 1.000-m-Abstand verandert hat. Ich
mochte an dieser Stelle ganz deutlich sagen, dass den Windkraftplanern die 1.000 m
natlrlich oft zu gro3 sind. Den Windkraftkritikern sind sie noch zu klein. Fur uns als
Landkreis hat sich das als sehr gut erwiesen. Viele, die sich mit uns beschaftigt haben,
wissen, bei uns gibt es schon Anlagen mit einer Gesamthéhe von 250 m. Wir haben
570 Anlagen im Betrieb, und wir haben Kommunen, die 10 % ihres Gemeindegebietes
ausgewiesen haben. Sie sehen also, wir stehen dem Thema sehr positiv gegentber,
sind uns aber auch sehr bewusst, dass die Bevolkerung mitgenommen werden muss
und wir natrlich das Commitment aller Menschen brauchen.

Die 1.000-m-Reglung ist durch uns sehr begruf3t worden. Ich komme zwar aus einer
Gemeinde, in der es damals 1.200 m waren, aber auch wir waren bereit und haben
gesagt, mit der 1.000-m-Regelung konnen sicherlich alle gut leben. Das Thema ,Larm*
und die erdriickende Wirkung gerade bei groReren Anlagen, die Herr Mock eben schon
erwahnte, sind gerade bei Erorterungsterminen Hauptthemen. Von daher begrifien
wir diese Regelung sehr und bitten darum, dass daran festgehalten wird.

Vielleicht laden wir Sie auch mal als Ausschuss zu uns ein, damit Sie sich ein Bild vor
Ort machen konnen.

Vorsitzender Georg Fortmeier: Vielen Dank, Herr Landrat Ruther. Die Einladung, in
den Landkreis Paderborn zu kommen, kann der Ausschuss in der nachsten Wahlperi-
ode gerne annehmen. Bis zur Landtagswahl werden wir das nicht mehr schaffen. —
Herr Dr. Kruse vom Verband der kommunalen Unternehmen antwortet auf die Frage
von Frau Muller-Witt.

Dr. Jurgen Kruse (Verband kommunaler Unternehmen e. V.): Sehr geehrter Herr
Vorsitzender! Meine Damen und Herren! Sehr geehrte Frau Muller-Witt! Vielen Dank
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fur die Frage, wo wir die zentralen Defizite fir den Windenergieausbau sehen, insbe-
sondere auf die Punkte bezogen, die wir in unserer Stellungnahme vorrangig genannt
haben. Zum Thema ,Flachenverfugbarkeit* kann ich sagen, wie von Herrn Mildenber-
ger und Herrn Jansen schon genannt wurde, ist die Streichung des Mindestabstands
von 1.000 m fur uns der vorrangige Weg, um die Flachenverfligbarkeit fur die Wind-
energie zu erhdhen. Wir hdren von unseren Stadtwerken, dass der 1.000-m-Mindest-
abstand zu einer deutlichen Verringerung der Flachenverfigbarkeit gefihrt hat, insbe-
sondere auch in nur etwas dichter besiedelten Regionen. Er verhindert insbesondere
das Repowering, da Anlagen nicht mehr an Stellen privilegiert sind, an denen sie durch
moderne Anlagen ersetzt werden konnten.

Wie Herr Jansen schon ausgefuhrt hat, die vorlaufigen Ergebnisse der Windpotenzial-
studie liegen vor. Darin wurde gezeigt, dass diese Flachenpotenziale durch eine Ab-
schaffung der 1.000-m-Regel um 50 % erhdht werden kénnen. Wir haben das im VKU
einmal Uberschlagen. Das wirde im Light-Szenario der Studie 7 GW zusatzliche Wind-
kapazitaten bedeuten, die gebaut werden kdnnten, wenn diese Regel fallen wirde.
Das sehen wir als vorrangig an, um die Flachenverfugbarkeit zu erhéhen.

Bei den bundeseinheitlichen Standards halten wir es fur wichtig, dass endlich eine
Regelung gefunden wird, die diesem Beschluss der Umweltministerkonferenz ent-
spricht, und zwar fur die Rechtssicherheit in der Artenschutzprifung von Windenergie-
vorhaben, sodass die Planungen bei der Flachenausweisung nicht mehr so vor Gericht
angegriffen werden kénnen.

Im Weiteren halten wir es fur wichtig, dass die Genehmigungsbehdrden mit mehr Per-
sonal ausgestattet werden und, wenn es zu Klagen kommt, die Oberverwaltungsge-
richte, bei denen die Verfahren jetzt liegen, mit mehr Personal ausgestattet werden,
damit die Verfahren, die dort schon auf Halde liegen, schneller bearbeitet werden kon-
nen. Wir halten die Schaffung einer speziellen Kammer fur sinnvoll, um dort Kompe-
tenzen zu bidndeln. Solche Umstrukturierungen oder Schwerpunktsetzungen im Ge-
richtswesen gibt es ja auch in anderen Fallen in NRW. Dann kann das hier nicht falsch
sein.

Noch ganz kurz zur Akzeptanz. Ich mdchte voranstellen, natirlich sollte man immer
erst mal darin investieren, dass es nicht zur Klage kommt, also in die Akzeptanz und
in rechtssichere Planungs- und Genehmigungsverfahren und erst dann in die Gerichte.
Aber es werden weiterhin Verfahren bei den Gerichten landen. Also muss auch dort
etwas geschehen.

Die Abstandsregeln helfen nicht zur Akzeptanzsteigerung. Das zeigen Beispiele im
Munsterland, beispielsweise in Coesfeld. Wenn man viele Akteure der Region bei-
spielsweise durch finanzielle Beteiligung, durch friihe Beteiligung insgesamt einbindet,
dann fordert das die Akzeptanz.

Die aktuelle Lage zeigt noch einmal Uberdeutlich, dass der E-Ausbau und damit der
Windaufbau nun keinerlei Aufschub mehr dulden. Entsprechend mussen die Hemm-
nisse fur den Windenergieausbau nun noch schneller beiseitegeschafft werden.
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Rudolf Graaff (Stadte- und Gemeindebund Nordrhein-Westfalen): Guten Tag in
die Runde. Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren Abgeordnete!
Herr Brockes, Sie hatten die Frage gestellt, inwieweit die 1.000-m-Abstandsregelung
einen Beitrag zur stadtebaulichen Entwicklung bzw. zur Planungssicherheit schaffen
kann. Diese Frage kénnen wir aus Sicht der gemeindlichen Planung und Entwicklung,
aus stadtebaulicher Sicht bejahen. Durch die Abstandsregelung ist es fur die Kommu-
nen maglich, keine Konzentrationszonen auszuweisen und sich stattdessen auf diese
1.000-m-Abstandsregelung zu beschranken. Eben sind schon verschiedene Hohen-
angaben fur Windenergieanlagen der heutigen und der zuklnftigen Generation ge-
nannt worden. Sie bedeuten, dass bei Errichtung nach den immissionsschutzrechtli-
chen Vorgaben eh ein Abstand von 800 bis 900 m eingehalten werden muss. Insofern
handelt es ich nur noch um einen schmalen Korridor von 100 bis 200 m.

Wirden gerade in Flachengemeinden mit vielen Dérfern von 5.000, 6.000, 7.000 Ein-
wohnern Windenergieanlagen lediglich nach diesen immissionsschutzrechtlichen Ab-
standen gebaut, hatte das zur Folge, dass eine Kommune eine stadtebauliche Ent-
wicklung zur Arrondierung dieses Siedlungsraumes nicht mehr durchfuhren konnte.
Das ware durchaus eine massive Einschrankung fir die Entwicklung, fur die Schaffung
von Wohnraum, von Gewerbegebieten und Industrieflachen. Auch das sind wichtige
Aufgaben, die die Kommunen und das Land neben dem naturlich wichtigen Ausbau
der erneuerbaren Energien wahrnehmen muss. Der wird von uns nicht in Abrede ge-
stellt. Aber auch das ist eine wichtige Aufgabe.

Ein zweiter Effekt kann durch die 1.000-m-Abstandsregelung erreicht werden, namlich
dass Kommunen von der Ausweisung von Konzentrationszonen absehen, weil sie den
Windenergieausbau beférdern wollen und davon absehen. Im Prinzip haben sie diese
1.000-m-Regelung, die den restlichen Aulienbereich freigibt. Das wirde zur Beschleu-
nigung von Planung, Durchfihrung und Genehmigung beitragen.

Ein letzter Hinweis zum Entwurf der Potenzialstudie, der besagt, es waren 52 % mehr
Potenziale da. Dazu kann ich nur sagen, die sind jetzt auch schon da. Schon nach der
geltenden Gesetzeslage kann die Kommune, wenn sie die 1.000 m unterschreiten
mochte, durch eine positive Bauleitplanung naher heranricken, also konkret steuern
und sagen: Da will ich keine Siedlungsentwicklung mehr sicherstellen. Die ist an der
Stelle fr uns im Prinzip ausgelaufen. — Insofern gilt die Flache bis zum immissions-
schutzrechtlichen Abstand immer als Potenzial, kann also nicht abgezogen werden.

Dr. Detlef Ahlborn (Gesellschaft fiir Fortschritt in Freiheit e. V.): Die Frage zielte
dahin, wie sich ein Ausbau der Wind- und Solarstromproduktion auf die Stabilitat der
Stromnetze auswirkt. Das mdchte ich lhnen an einem einfachen Bild verdeutlichen:
Die Schwankungen der Windstromproduktion sind gréfer als die Schwankungen der
Augenzahlen beim Wurfeln. Um es bildlich darzustellen hiel3e das, dass der Vorstand
von RWE, der hier in Nordrhein-Westfalen sitzt, taglich mit einem Wurfel auswurfelt,
wie viele Kraftwerke morgen am Netz sind, und Sie den Rest des Stroms irgendwo
zukaufen.

Damit sollte unmittelbar klar sein, dass Sie dann immer ein Ersatzsystem brauchen,
von dem Sie den Strom kriegen, weil der Strom im Augenblick des Verbrauchs
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produziert werden muss, namlich dann, wenn Ihre Augenzahl mal klein ist. Das heif3t,
Sie brauchen ein Ersatzsystem, von welcher physikalischen Beschaffenheit auch im-
mer. Das konnten Wasserkraftwerke sein, das konnten Kohlekraftwerke sein. Bis vor
Kurzem, daran darf ich erinnern, waren hier unter der Uberschrift ,Taxonomie“ Gas-
kraftwerke im Gesprach, weil Gaskraftwerke Kohlekraftwerke ersetzen sollten. Von
dieser Diskussion sind wir jetzt weg, wie wir alle wissen, weil wir von den russischen
Gasimporten unabhangig werden wollen. Mit anderen Worten haben wir gar keine an-
dere Wahl bei unserem Ersatzsystem, als das weiterlaufen zu lassen, was wir haben,
oder das von irgendwo im Ausland dazuzukaufen,

Insoweit stelle ich lhnen hier in aller Form anheim, die Frage mit dem Kohleausstieg
noch mal im Hinblick auf die physikalische Realisierbarkeit zu tberprifen. Das hat
nichts mit der Einstellung zur Kohle und zur Windenergie zu tun. Bei der Gelegenheit
lege ich lhnen auch ans Herz, sich mal mit der Frage zu befassen: Wie stabil lauft so
ein Stromnetz, und was bewirkt die Stabilitat eines solchen Stromnetzes? — Die Ant-
wort lautet, das sind die rotierenden Massen der Turbogeneratoren. Diese rotierenden
Massen durfen ein bestimmtes Mal} nicht unterschreiten. In meiner Stellungnahme
habe ich Ihnen ein Beispiel gegeben, bei dem nur eine Fehlprognose der Windstrom-
produktion zu einer hochkritischen Situation im europaischen Stromnetz gefuhrt hat.
Das ist schon zwei Jahre her. Mit anderen Worten, wenn Sie die installierten Kapazi-
taten weiter erhdhen, werden Sie dieses Problem weiter verscharfen. Sie werden es
umso starker verscharfen, je weniger Schwungmassen Sie haben.

Zur Debatte Uber Flachenbedarfe kann ich lhnen nur empfehlen, sich mal mit der Frage
zu beschaftigen, wie viel Strom oder wie viel Energie wir insgesamt im Land verbrau-
chen. Das ist nicht nur Strom. Strom ist nur ein gewisser Anteil. Wenn Sie das auf
Primarenergiebedarf oder auf Endenergiebedarf beziehen, kommen Sie auf Zahlen,
bei denen lhnen der Stift aus der Hand fallt. Ich habe Ihnen in meiner Stellungnahme
mal vorgerechnet, welche Flachen es braucht, um unseren Endenergiebedarf im Land
durch erneuerbare Energien zu ersetzen. Nach den einschlagigen Regeln des Fla-
chenverbrauchs kommen Sie auf Zahlen, nach denen Sie ganz Nordrhein-Westfalen
in einen zusammenhangenden Windpark verwandeln konnen. Mit dieser Zahl mochte
ich lhnen verdeutlichen, dass die Vorstellungen, die hier im Land Gber die Dekarboni-
sierung unserer Energieversorgung herumgeistern — sorry, aber ich sage das hier ganz
deutlich — illusionar sind.

Wibke Brems (GRUNE): Ich bin froh, dass ich in meinem Elektrotechnikstudium schon
vor 20 Jahren gelernt habe, dass es technische Alternativen zu den Schwungmassen
gibt und man sich nicht auf diese alten Sachen beschranken muss.

Kommen wir auf den hier vorliegenden Antrag zurtick. Ich habe eine Frage an Herrn
Jansen vom BUND, weil an unterschiedlichen Stellen eben immer wieder etwas zur
Sprache kam. Wir sind uns da insgesamt einig, aber es ist die Frage, wie man es
genau hinkriegt. Es geht um die Beschleunigung von Planungs- und Genehmigungs-
verfahren. Das ist ein Teil des Antrags. Sie stellen in lhrer Stellungnahme klar, dass
Naturschutz und Artenschutz aus lhrer Sicht nicht hauptverantwortlich fur die langen
Planungsdauern sind. Sagen Sie uns bitte aus |hrer Sicht, was schnell passieren
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musste, damit man die Genehmigungs- und Planungsverfahren deutlich beschleuni-
gen konnte.

Matthias Goeken (CDU): Sehr geehrter Blrgermeister Aisch, Sie wissen, ich kennen
die Region, in der Sie Burgermeister sind. In lhrer Stellungnahme beziehen Sie sich
auf die Studie der Stiftung Klimaneutralitat aus dem Fruhjahr 2021, die ein rechneri-
sches Flachenziel fur den Windenergieausbau in NRW von 1,1 % angibt. Nur, um
keine Missverstandnisse aufkommen zu lassen: Die CDU-Landtagsfraktion halt auch
hohere Flachenanteile fir machbar. Aber wie bewerten Sie das 2%-Flachenziel, und
was verstehen Sie unter einer fairen Raumlast? Ich weil}, dass die hessische Grenze
sehr nahe ist und Windrader sehr nahe an Nordrhein-Westfalen stehen. Wie sehen
Sie das?

André Stinka (SPD): Herr Dr. Kruse, Sie haben vorhin kurz das Thema ,Repowering®
angesprochen. Kénnen Sie noch mal darstellen, was nach |hrer Ansicht gerade bei
dem wichtigen Thema ,Repowering®, durch das wir eine hohere Leistung bekommen
konnten, zlgig geandert werden muss, damit wir Wind unter die Fligel bekommen und
es beschleunigt wird?

Dietmar Brockes (FDP): Herr Mock, Sie legen in lhrer Stellungnahme dar, dass die
1.000-m-Abstandsregelung den bestehenden Anreiz im EEG verkleinert, sodass Pro-
jektierer Anlagen errichten, die nicht ihr volles Stromproduktionspotenzial ausnutzen
und zulasten privater Stromkunden arbeiten. Konnen Sie uns das naher erklaren und
darlegen, wie sich die Abschaffung des EEG zum 1. Juli dieses Jahres auswirken wird?

Christian Loose (AfD): Herr Mock, als Rechtsanwalt haben Sie schon viele Verfahren
erlebt. Ich habe eine Meldung in den Westfalischen Nachrichten gesehen. Dort heifl3t
es: ,Standortschlielung wegen Windkraft“. — Darunter stand:

~,Munster. Das Familienunternehmen HTI in Loevelingloh zieht sich von sei-
nem Standort zurtck und kuandigt nach eigenen Angaben 25 Mitarbeitern.
Grund seien die Belastungen durch das nahe gelegene Windrad der Stadt-
werke.”

Dabei handelt es sich um ein Familienunternehmen in dritter Generation. Die werden
sich eine StandortschlieBung sicherlich nicht leicht gemacht haben. Es hiel3 im Zei-
tungsartikel, dass die Bezirksregierung und auch die Stadtwerke einfach zwei Jahre
lang stillschweigend zugesehen und nichts getan haben. Vielleicht konnen Sie den Fall
schildern, wenn Sie ihn als Rechtsanwalt kennen, und sagen, ob Sie ahnliche Falle
aus der Praxis kennen.

Dirk Jansen (BUND, Landesverband NRW e. V.): Frau Brems, Sie fragten nach
Moglichkeiten der Planungsbeschleunigung. Anknupfend an das von mir vorhin Ge-
sagte denke ich, ein wesentlicher Punkt ist die besagte regionalplanerische Auswei-
sung von Vorranggebieten mit Eignungswirkung, weil man schon auf regionalplaneri-
scher Ebene quasi endabgewogene Vorranggebiete hat und so die Praxis aufhort, die



Landtag Nordrhein-Westfalen -15 - APr17/1744

Ausschuss fur Wirtschaft, Energie und Landesplanung 09.03.2022
95. Sitzung (Offentlich)

ganzen Probleme vor Ort bei den Kommunen abzuladen. Diese sind haufig personell
und fachlich nicht in der Lage, die Konfliktbewaltigung zlgig uber die Buhne zu brin-
gen. Von daher ist die Ausweisung von 2 % Vorrangflachen der erste Punkt.

Klar ist fur uns auch, dass es eine Standardisierung der beizubringenden Unterlagen
braucht; denn nicht die Genehmigungszeiten sind lange, sondern im Zweifel ist der
jahrelange Planungsvorlauf der Aspekt, der zu Buche schlagt. Das liegt daran, dass
haufig unzureichende Unterlagen wegen fehlender Gutachtenstandards eingereicht
werden bzw. nicht alle Unterlagen eingereicht werden, sodass die Genehmigungsbe-
hérde langwierige Nachforderungen stellen muss. Da waren eine Vereinheitlichung
und Standardisierung hilfreich. Gerne kann das abschliel3end sein, damit nicht kurz
vor der Genehmigung ein selbsternannter Umweltschitzer um die Ecke kommt, der
irgendwo ein Schwarzstorchnest gefunden hat und damit versucht, das Verfahren zu
verzdgern.

Das setzt natlrlich voraus, dass wir eine entsprechende personelle Ausstattung auf
allen Ebenen haben. Das ist hier schon mehrfach angeklungen. Das fangt bei den
unteren Naturschutzbehdrden an und geht schon um simple Sachen wie die Vorlage
entsprechender Kartierungsergebnisse: artenschutzrechtliche Kartierungen, Biotopty-
penkartierungen, avifaunistische Kartierungen. — Wenn die da waren und in einer all-
gemeinen Datenbank gesammelt zuganglich waren, wirde das einiges erleichtern.

Dazu ware es sicherlich sinnvoll, dariber nachzudenken, die Bundelung fur solche
Genehmigungsverfahren auf einer Ubergeordneten Ebene zu machen. Man kdnnte
darUber nachdenken, ob man eine Schwerpunktbezirksregierung ausguckt, die auf ge-
nau solche Verfahren spezialisiert ist, um fur eine ztgige Erledigung zu sorgen.

Was fur uns ganz wichtig ist, habe ich vorhin gesagt. Der Artenschutz ist nicht der
Verhinderer. Das lasst sich auch nicht anhand der Fallzahlen entsprechender Klagen
belegen. Gleichwohl brauchen wir endlich einen bundeseinheitlichen Rahmen. Die
Umweltministerkonferenz ist da aktiv geworden. Leider Gottes ist sie noch nicht zum
Ende gekommen, was zum Beispiel die Bewertung der Signifikanz des Totungsrisikos
anbelangt. Das sind ja klare europarechtliche Vorgaben, die umgesetzt werden mus-
sen. Da fehlt es an einheitlichen Bewertungsrahmen. Da ist zum Teil der Bundesge-
setzgeber gefordert, aber auch das Land. Das Land ist gefordert, GUber die Fortentwick-
lung der Leitfaden den Kommunen und Genehmigungsbehorden Unterstutzung zu lie-
fern. Wir kdnnen zum Beispiel Uberhaupt nicht begreifen, warum der Leitfaden ,Wind-
energie im Wald“ quasi ersatzlos gestrichen wurde. Das hat natirlich eine gewisse
Logik. Wenn die Landesregierung Fichtenforste nicht fur Windenergieanlagen 6ffnen
will, dann braucht sie dafur keinen Leitfaden. Aber damit muss Schluss sein. Da mus-
sen entsprechende Kriterien festgelegt werden, um auch diese Potenzialflachen na-
turvertraglich und im Einklang mit dem Artenschutz zu erschlie3en.

Das heil3t, es gibt verschiedene Stellschrauben. Die Vereinheitlichung von Gutachten-
standards und von entsprechenden Bewertungsrahmen plus die personelle Ausstat-
tung scheinen mir das ZielflUhrendste zu sein. Man kann auch dartber nachdenken,
quasi eine Taskforce, eine reisende Truppe einzurichten, die Kommunen bei Geneh-
migungen unterstitzt, wie es in Baden-Wirttemberg ist. Das sind alles Moglichkeiten,
die es gibt, ohne Beteiligungs- oder Umweltstandards abzusenken.
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Nicolas Aisch (Blirgermeister Stadt Borgentreich): 2 % der Landesflache fir die
Windkraft vorhalten. Ob das quantitativ die passende Grofe ist, wage ich nicht zu be-
urteilen. Ich kann allerdings meine dahingehenden Bauchschmerzen aulern, dass ich
eine pauschale Verteilung mit der GieRkannenmethode als Wundertute gerade fir den
landlichen Raum betrachte. Naturlich ist uns klar, dass der landliche Raum einen
Grofteil der Nachteile, aber naturlich auch der Vorteile von Windenergie tragen muss.
Da kommt in meinen Augen die Frage der gerechten Raumlast ins Spiel, die diese
gleichmalige Verteilung von Vor- und Nachteilen gewahrleisten muss.

Ich kenne bisher — vielleicht liegt es daran, dass ich es noch nicht gesehen habe —
noch keinen konkreten Vorschlag, wie das Ganze verteilt werden soll. Klar, tber 2 %
kénnen wir reden. Daher sehe ich uns prinzipiell benachteiligt.

Ich kann ein Beispiel aus unserer Region berichten. Ich habe eben gesagt, wir liegen
in der Nahe zu Hessen. Wir haben eine Ortschaft mit 300 Einwohnern, die rundherum
von Anlagen mit unter 1.000 m Abstand von der hessischen und von der westfalischen
Seite umzingelt ist. Ich kann Ihnen sagen, das spaltet die Dorfgemeinschaft. Das mag
fur den einen oder anderen eine kleine kommunale Geschichte sein. Aber das zieht
sich durch unsere landlichen Kommunen. Das ist eine Situation, die wir letztlich nicht
brauchen. Das ist eine Frage der Akzeptanz, um die es geht. Die wird in meinen Augen
durch den 1.000-m-Abstand gestarkt. Das habe ich eben schon gesagt. In vielen Situ-
ationen wird die Akzeptanz nicht dadurch gefoérdert, indem man komplett dem nach-
gibt, was viele Projektierer wollen, einfach zu allem Ja und Amen sagt und am Ende
der Eindruck entsteht, Geld regelt alles. Das wird nicht funktionieren. Da bin ich mir
ganz sicher.

Dr. Jurgen Kruse (Verband kommunaler Unternehmen e. V.): Herr Stinka, Sie frag-
ten danach, wie insbesondere das Repowering erleichtert werden kann. Das ist aus
unserer Sicht ein ganz zentraler Punkt, da bis 2025 insgesamt 16 GW Winderzeugung
aus der Forderung fallen werden. Davon liegt ein groRer Teil in NRW. Es muss unbe-
dingt verhindert werden, dass es sogar zu einem Ruckbau von Windenergieanlagen
kommen kann, wenn diese Anlagen nicht durch modernere Anlagen ersetzt werden
konnen. Wenn kein entsprechender Zubau erfolgt, ist es im schlimmsten Fall sogar
mdglich, dass wir nachher weniger Windenergieanlagen haben als vorher.

Um dies zu verhindern, kann ich nur noch mal unsere Forderung nach Abschaffung
des 1.000-m-Mindestabstands bekraftigen. Wir haben uns damals im Gesetzgebungs-
verfahren zusammen mit anderen Energieverbanden zum einen dafur eingesetzt, dass
dieser Abstand gar nicht erst kommt, und zum anderen dafur pladiert, dass er zumin-
dest nicht furs Repowering kommen sollte, wenn er eingefuhrt wird. Allerdings ist er
dann auch furs Repowering gekommen. Wir sehen zunehmend, dass Repowering
dadurch verhindert wird, weil diese Anlagen nicht mehr an der Stelle privilegiert sind,
an der sie ersetzt werden und dort letztlich keine Anlage mehr stehen kann, weil die
bestehenden Anlagen nicht immer nach der Férderung beispielsweise Uber direkte
Strombezugsvertrage weitergefuhrt werden kénnen.

Das ist ein zentraler Punkt, um das Repowering zu erleichtern. Es reicht, dass diese
repowerten Anlagen entsprechend der ohnehin geltenden immissionsschutzrechtlichen
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Vorsorge- und Schutzregeln bewertet werden. Dafur braucht es keinen 1.000-m-Min-
destabstand.

Zum Weiteren halten wir es fur wichtig, die im Bundes-Immissionsschutzgesetz unter
§ 16b festgelegte Regelung, nach der Genehmigungen jedenfalls dann zu erteilen
sind, wenn sich durch die neue Anlage der Artenschutz nicht verschlechtert, durch die
Landesbehorden umzusetzen. Das wird die Genehmigung fur die neuen Anlagen deut-
lich erleichtern. Das ist aktuell, zumindest nach unserem Kenntnisstand, noch nicht
immer der Fall. Das sehen wir als zweiten zentralen Punkt an, um das Repowering zu
erleichtern.

Thomas Mock (Rechtsanwalt): Ich mochte zunachst auf die erste Frage im Hinblick
auf die Entwicklungen, die wir bei den Genehmigungen sehen, eingehen. Ich bin seit
28 Jahren Rechtsanwalt. Ich habe schon mit Minister Vesper Uber Abstande von Wind-
anlagen verhandelt. Wir hatten damals einen Kompromiss zwischen der Windindustrie
und den betroffenen Anwohnern gefunden, der anschlie3end nicht eingehalten wurde.
Das ist einer der Punkte, weshalb die Akzeptanz seit Jahren leidet. Wir haben durch
die 1.000-m-Situation eine hohe Rechtssicherheit und Akzeptanz erreicht. Die soll
quasi wieder aufgehoben werden. Das fuhrt zu einer groRen Unruhe bei der Bevolke-
rung.

Ich darf Ihnen das an einem Beispiel verdeutlichen, namlich an der Anlage 2 zum EEG,
Nr. 7.1 a) bis d). Dort ist geregelt, dass, wenn in den Genehmigungen Auflagen wegen
Artenschutz, wegen Larm, wegen Abschattungen und ahnlicher Dinge erteilt werden,
alle finanziellen Nachteile den Betreibern komplett erstattet werden. Das heildt,
Windanlagenbetreiber bekommen immer 100 % ihrer Referenzwerte, die pro Windan-
lage festgelegt werden, egal, wie viele Auflagen, wie viele Betriebseinschrankungen
nachts/tagsuber oder wie auch immer erfolgen. Das hat dazu geflihrt, dass Windanla-
gen zunehmend immer naher zueinander gebaut werden, obwohl bekannt ist, dass
sich Windanlagen den Wind untereinander wegnehmen. Bei Windparkkonstellationen
gibt es bis zu 30 % weniger Effizienz bei den Windanlagen, weil sie zu nahe beieinan-
derstehen. Dass das Uberhaupt genehmigt wird, ist sehr bedauerlicher, aber das ist
momentan der Zustand im Leitfaden. Das fuhrt sowohl zu solchen Abstanden als auch
dazu, dass die Projektierer unterhalb von 1.000 m Genehmigungen bekommen moch-
ten und deshalb gegen die 1.000 m angehen. Wenn Betriebseinschrankungen unter
1.000 m wegen Larm und anderer Dinge ausgesprochen werden mussen, werden die
finanziellen Nachteile daraus erstattet.

Das heildt, es gibt durch diese gesetzliche Regelung geradezu einen Anreiz, nicht nur
moglichst nahe an Wohnbebauungen und Schutzgebieten zu bauen, sondern auch
aulerhalb von 1.000 m Windanlagen mdglichst nahe zueinander zu bauen, weil die
finanziellen Nachteile durch Abschattung — so sagt man, wenn die Anlage dadurch
weniger Strom produzieren kann — erstattet werden.

All dies wird Uber die Netzentgelte den Verbrauchern in Rechnung gestellt. Das heil3t,
eine Veranderung der EEG-Umlage in den aktuellen Bundeshaushalt ab 01.07. hat so
gut wie keine Wirkung, weil diese ganzen Zusatzkosteneffekte uber die Netzentgelte,
die nach wie vor stark steigen, den betroffenen Stromabnehmern in Rechnung gestellt
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werden. Das heil3t, wir haben gerade keine Entlastung, sondern eine Zusatzbelastung,
zumal, wie wir alle wissen und wie FOCUS und SPIEGEL berichtet haben — das ist
kein Geheimnis —, Windanlagen sich momentan nicht dber die EEG-Umlage finanzie-
ren, sondern Uber die Marktoffnungsklausel im EEG. Das fuhrt dazu, dass Sonderge-
winne von uber 1 Milliarde Euro pro Monat fir Windanlagen realisiert werden kénnen,
und das in diesen Kriegszeiten zulasten der Bevolkerung, die unter wahnsinnig stei-
genden Energiekosten und Netzentgelten leidet. Das ist schon sehr bemerkenswert.

Die zweite Frage betraf einen sehr konkreten Fall, den ich etwas allgemein gestalten
modchte. Es gibt in Munster und nicht nur dort einen Fall von etwa 400 m Abstand
zwischen einem Wohnhaus, einem Betrieb und einer Windanlage. Ahnliche Falle ver-
trete ich auch anderenorts. Das ist ein typischer Fall von unter 1.000 m, in dem solche
Probleme mit jahrelangen Klagen, mit Belastungen fur die Anwohner sowohl larmma-
Rig als auch anders entstehen. Das flhrt nicht nur zu erheblichen gesundheitlichen
Beeintrachtigungen der Anwohner, sondern teilweise sind Hauser aufgrund der extrem
hohen Belastung nicht mehr bewohnbar. Das heil3t, ich habe nicht nur eine erhebliche
Wertminderung der Immobilien, wie die RWE-Studie 2019 schon sehr deutlich gezeigt
hat, und dies gerade bei Standorten von Wohnhausern zu Windanlagen mit einem
Abstand von unter 1.000 m. Ich habe daruber hinaus erhebliche gesundheitliche Nach-
teile.

Einen Nachteil mochte ich kurz erlautern. Ein Nachteil ist nicht der Infraschall. Dartber
wird eine Menge Halbwahres in der Offentlichkeit berichtet. Das wirkliche Problem ist
der Korperschall. Je grolRer die Windanlagen sind, desto grofRer ist naturlich der phy-
sikalische Druck auf die Windanlage. Das fuhrt zu zwei Dingen. Punkt eins ist, ich kann
in 250 m Hohe im Vergleich zu 100 m Hohe statt der einfachen Windgeschwindigkeit
im Idealfall die dreifache Windgeschwindigkeit nutzen. Nicht immer weht der Wind so
stark. Aber dann kann ich den 27-fachen Stromertrag realisieren. Das ist klassische
Physik. Ich habe also die um die dritte Potenz erhéhte Strommenge. Das flhrt zu einer
wahnsinnig hoheren Stromertragssituation, die naturlich volatil ist — besonders volatil,
weil dieser Ertrag nur dann stattfindet, wenn besonders viel Wind weht.

Das fuhrt aber dazu, dass wir rein rechnerisch auf 1 % der Landesflache, ohne Prob-
leme die 65 % Stromertrag erreichen konnen. Wir brauchen nur 1 %. Mehr brauchen
wir gar nicht. Wir brauchen nur diese groRen Anlagen mit der Moglichkeit, die dreifache
Windgeschwindigkeit mit den entsprechenden Folgen nutzen zu kénnen.

Trotzdem habe ich jetzt schon 2 % Flache fur Strommasten. Das heil’t, wir haben
schon Uber 2 % Flachen durch Strommasteninfrastruktur.

Beim Korperschall gibt es folgendes Problem: Der leitet Uber den Boden von der
Windanlage seismische Wellen, kommt an die Hauser und wird dort angeregt. Je klei-
ner die Rdume sind, desto starker werden die Reflektionen. Je langer der Wind weht,
desto anhaltender sind diese Reflektionen in den Raumen. Das fuhrt zu gesundheitli-
chen Beeintrachtigungen, die relevant sind und in mehreren Fallen — unter anderem in
Munster — zu diesen rechtlichen Auseinandersetzungen fuhren, die noch nicht beendet
sind. Wir warten mal ab, wie es da weitergeht.
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Wibke Brems (GRUNE): Herr Graaff, Sie haben in Ihrer Stellungnahme die von uns
vorgeschlagene Taskforce unterstutzt, die auf Landesebene gucken soll, wo wir wel-
che Regelungen haben, die man noch verbessern kann, um den Ausbau zu beschleu-
nigen. Ich habe in lhrer Stellungnahme aber keine Ruckmeldung zu den mobilen
Teams gelesen, die wir vorgeschlagen haben. Vielleicht kdnnen Sie dazu noch was
sagen. Sie sind eben auf das Thema ,Personalausstattung® eingegangen. Auch aus
unserer Sicht ist es total notwendig, dass gerade kleinere Kommunen, die vielleicht
damit Uberfordert sind, unterstutzt werden. Es kann auch Phasen geben, in denen eine
Kommune sehr viele Antrage auf einmal stellt, die kaum abarbeitbar sind. Gleichzeitig
kann man nicht flachendeckend Personalaufbau betreiben. Ich glaube, das ist einfach
nicht realistisch, so sehr wir uns das vielleicht an unterschiedlichen Stellen wiinschen.
Deswegen haben wir diese Idee der mobilen Teams von Expertinnen und Experten,
die beispielsweise auf Ebene der Bezirksregierungen angesiedelt sein kdnnten, vor-
geschlagen. Was halten Sie von der Moglichkeit einer solchen etwas flexibleren Un-
terstutzung der Kommunen?

Bernhard Hoppe-Biermeyer (CDU): Herr Landrat Ruther, ich will auf das 2%-Fla-
chenziel zurickkommen. Wie bewerten Sie die quantitativen Flachenvorgaben, und
welche Auswirkungen sehen Sie fur die Akzeptanz des Windenergiezubaus im landli-
chen Raum, bezogen auf das 2%-Flachenziel?

Elisabeth Miiller-Witt (SPD): Herr Dr. Kruse, laut Bundesamt fur Naturschutz hat
NRW ausreichend Flachenpotenzial, um das 2%-Ziel fur die Windkraft zu erreichen,
ohne Natur- und Landschaftsschutz besonders zu beeintrachtigen.

Wir sehen immer wieder die Konfliktlinie zwischen Natur- und Klimaschutz und kom-
men am Ende immer auf das Beispiel des Windrades, das Vogel totet. Sie schreiben
in lhrer Stellungnahme jedoch, dass diese Gefahrdung etwa von geschutzten Arten,
die immer wieder angesprochen wird, oft zu Unrecht unterstellt wird. Wie sahe das von
Ihnen angefuhrte probabilistische Verfahren der Artenschutzprifung aus, und wie
konnte es den Ausbau der Windkraft beschleunigen, ohne auf Kosten des Artenschut-
zes zu gehen?

Dietmar Brockes (FDP): Herr Dr. Kruse, konnen Sie ausfuhren, welche Mal3nahmen
zur Beschleunigung von Planungs- und Genehmigungsverfahren aus lhrer Sicht vor-
rangig notwendig waren? Insbesondere auf Bundesebene werden jetzt die Weichen
gestellt. Ich formuliere es mal salopp: Welche Erwartungen haben Sie da gerade an
das Osterpaket?

Christian Loose (AfD): Herr Dr. Ahlborn, angesichts des russischen Angriffskrieges
stellen sich immer mehr Menschen die Frage, ob wir die Abhangigkeit von fossilen
Energien durch eine Abhangigkeit vom Wetter ersetzen sollen. Dazu ware aber nicht
nur ein Wechsel beim Energieverbrauch zur Stromerzeugung, sondern auch ein
Wechsel beim Energieverbrauch fur das Heizen, das Autofahren und die Industriepro-
zesse notig, also ein Wechsel beim kompletten Primarenergieverbrauch Deutschlands.
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In welchem Umfang kénnen uns dabei Wind- und Solarenergie unabhangig von russi-
schen Energieimporten wie Erdgas, Mineraldl und Kohle machen?

Rudolf Graaff (Stadte- und Gemeindebund Nordrhein-Westfalen): Wir haben uns
in der Tat in unserer Stellungnahme nicht zu dieser Frage verhalten. Ich kann fur die
Stadte und Gemeinden im kreisangehoérigen Raum sprechen, insofern wir fur die Pla-
nung, aber nicht fur das Genehmigungsverfahren zustandig sind. Sie wissen, ab einer
Grolde von 50 m unterliegt die Genehmigung der Windenergierader einem immissions-
schutzrechtlichen Erlaubnisverfahren. Das ist bei den kreisfreien Stadten bzw. bei den
Kreisen angesiedelt und wird dort durchgeflhrt.

Naturlich wirden wir uns einem solchen Angebot nicht verschlieRen und es begrul3en.
Man darf aber nicht verkennen, dass die Aufstellung einer Konzentrationsflache oder
die Anderung des Flachennutzungsplans und parallel dazu vielleicht noch die Aufstel-
lung eines konkretisierenden Bebauungsplans eines mehrmonatigen, wenn nicht so-
gar uber Jahre dauernden Verfahrens bedarf. Da werden Gutachten eingeholt etc. Es
wulrde durchaus ausreichen, wenn hier und da Nachfragen vonseiten der Kommunen
vorhanden sind, entsprechende Ansprechpartner auf Landesebene zu haben. Aber
dieser Prozess dauert eben viele Monate, um nicht zu sagen, ein oder zwei Jahre. Es
wird kaum zu erwarten sein, dass ein mobiles Team wahrend der Dauer eines solchen
Verfahrens vor Ort ist. Ich halte das nicht flr so praktikabel, wie es bei Genehmigungs-
verfahren sein konnte. Das kann ich aber im Detail nicht beurteilen. Es ware sicherlich
vorzugswurdiger, wenn es insgesamt zu einer besseren Personalausstattung der Ge-
nehmigungsbehorden kommen wurde. Aber grundsatzlich wurden wir uns einem sol-
chen Vorschlag oder Angebot aber nicht verschliel3en.

Christoph Ruther (Landrat Kreis Paderborn [per Video zugeschaltet]): Bevor ich
Landrat wurde, war ich Blrgermeister der Stadt Bad Wunnenberg. Damals hatte ich
eine Klage beim Oberverwaltungsgericht. Da wurde unser Regionalplan beklagt. Als
ich bei Gericht vorgetragen hatte, dass wir eine Menge fur den Windkraftaufbau getan
haben und bei fast 10 % Raum liegen, hat mich der Richter zu Recht darauf hingewie-
sen, dass es um weiche und harte Tabukriterien geht, dass es um die Regionalplanung
geht usw. Der Regionalplan ist Ubrigens in dieser Verhandlung gekippt.

Weswegen rede ich dartber? Weil uns diese 2 % sicherlich Sicherheit bringen wirden.
Vielleicht kann man das Modell der Stiftung ,Klimaneutralitat nehmen. Es gibt ja Un-
terschiede in den Orten. Da kann man ein bisschen gucken und justieren. Mir geht es
vor allem darum, dass wir als Kommunen Planungssicherheit bekommen. Die haben
wir nicht. Flachennutzungsplane halten doch gar nicht. Das ist wirklich etwas, wo wir
alle gemeinsam, auch diejenigen, die Windkraft planen, noch mehr Sicherheit bekom-
men wurden. Ich winsche mir sehr, dass solche Regelungen vom Gesetzgeber ge-
troffen werden.

Aber das bedeutet natlrlich auch, wenn ich die 2 % oder ... Wenn es in meinem Kreis
ein paar Prozent mehr sind, weil der Ausbau da leichter ist, musste man daruber reden,
wie viel das sein kdnnte. Dann wurde ich aber auch sagen, ich entscheide, wie es
weitergeht. Das heil3t, dass die Kommunen das Entscheidungsrecht und die Planungs-
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hoheit haben. Wenn ich meine Prozentzahl erreicht habe, kann ich zwar entscheiden,
ob ich weitermache, aber es ware auch in Ordnung, wenn ich dann mit dem Thema
durch bin.

Ich begrufde es sehr, dass wir solche Mdglichkeiten bekommen und Uber Prozentzah-
len reden. Aber wir missen auch Uber die Planungshoheit und vor allem Planungssi-
cherheit reden.

Ich méchte hier noch ganz kurz auf ein Thema hinweisen. Daruber, was die Kommu-
nen das Aufstellen der Flachennutzungsplane kostet, mussten wir auch mal reden.
Deswegen begrifde ich es sehr, wenn wir da sehr konkrete Dinge tun.

Dr. Jiirgen Kruse (Verband kommunaler Unternehmen e. V.): Ich beginne mit der
Frage zu dem probabilistischen Verfahren. In der Antwort auf die erste Frage habe ich
schon mal kurz angerissen, dass wir ein zentrales Ausbauhemmnis in den fehlenden
rechtsverbindlichen Standards flr die Artenschutzprifung von Windenergievorhaben
sehen und hier eine bundeseinheitliche Standardisierung fur notwendig halten. Es gibt
einen Beschluss der Umweltministerkonferenz, den wir zur bundeseinheitlichen Um-
setzung empfehlen, weil die Arbeitsgruppen auf Bund-Lander-Ebene da nicht zu einer
Einigung kommen.

Methodisch pladieren wir fur die EinfUhrung des von lhnen genannten probabilisti-
schen Verfahrens, weil wir das flr geeigneter halten als die aktuellen Verfahren, um
das tatsachliche Totungsrisiko fur die geschutzten Arten durch Windenergieanlagen
festzustellen. Die aktuell haufig genutzten Verfahren nutzen einen relativ pauschalen
Ansatz. Im Wesentlichen schauen die darauf, ob es Brutstatten in der Nahe gibt, ob es
Fluglinien in der Nahe gibt, gehen von Abstanden zu den Windenergieanlagen aus und
unterstellen haufig, dass das Totungsrisiko relativ hoch ist, weil diese Brutstatten oder
die Fluglinien nahe dran sind.

Das probabilistische Verfahren, das auf Wahrscheinlichkeitsrechnung beruht, schaut
sich halt detailliertere, prazisere Daten Uber die Flugbewegungen, Uber die Brutstatten,
uber die Windhaufigkeit und das Zusammentreffen an. Das ist einfach ein sehr daten-
basiertes Verfahren und ermdglicht, die tatsachliche Tétungswahrscheinlichkeit bes-
ser zu bestimmen, sodass es nicht zur Verhinderung von Windenergievorhaben
kommt, obwohl kein hohes Totungsrisiko vorliegt. Deswegen halten wir dieses Verfah-
ren fur besser und sehen es als eine Moglichkeit an, um mehr Windenergievorhaben
zu ermdglichen.

Herr Brockes, Sie fragten, was wir als vordringlich ansehen, um die Planungs- und
Genehmigungsverfahren zu beschleunigen, und sprachen das Osterpaket der Bun-
desregierung an.

Wir halten es fur wichtig, dass es einheitliche Standards und gesetzliche Klarstellun-
gen fur die rechtssichere Flachenausweisung gibt. Das ermdglicht zum einen, dass
diese Flachenausweisungen nicht so angreifbar sind, und zum anderen, dass diese
Planungen schneller durchgefuhrt werden konnen. Als sehr hilfreich wirden wir es er-
achten, wenn sich Bund und Lander auf einen einheitlichen Kriterienkatalog fur die
harten und weichen Tabuzonen und auf klare und einheitliche Abwagungskriterien
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einigen konnten, um weiche Tabuzonen mit dem Windenergieausbau, dem Land-
schaftsschutz und dem Naturschutz abzuwagen. Hier muss etwas von Bundes- und
Landesebene kommen. Das kann ein Aspekt sein, den man auch im Osterpaket be-
rucksichtigen konnte.

Ich hatte zu Beginn schon kurz die Personalausstattung der Behérden genannt. Auch
da kdnnte von Bundesebene Hilfe kommen. Beispielhaft konnte der Pakt furs Gesund-
heitswesen sein, der in der Coronakrise genutzt wurde, um die Gesundheitsbehérden
zu starken. Etwas ahnliches konnte man sich von der Bundesebene als Starkung fur
die Genehmigungsbehdrden fur Erneuerbare-Energien-Anlagen vorstellen.

Dr. Detlef Ahlborn (Gesellschaft fiir Fortschritt in Freiheit e. V.): Es ging um die
Frage, wie unabhangig uns erneuerbare Energien von russischen Importen machen
konnen. Ich hatte das vorhin schon angedeutet. Ich mochte das mal an einem einfa-
chen Beispiel demonstrieren: Der Kerosinverbrauch am Frankfurter Flughafen betragt
ungefahr 5,5 Millionen m3. Das ist ein Energiewert von ungefahr 50 TWh. Wenn Sie
50 TWh elektrochemisch synthetisieren wollten, dann brauchten Sie daflr ungefahr
100 TWh. Was wir insgesamt mit Wind- und Solarenergie im Land produzieren, sind
170. Klartext: Sie brauchten mehr als die Halfte der gesamten Produktion aus Wind
und Solaranlagen, um allein das Kerosin vom Frankfurter Flughafen zu synthetisieren.
Da kénnen Sie sich unschwer Uiberlegen, welcher Energieaufwand fiir 380 TWh Ol
erforderlich ist, die wir aus Russland importieren. Ein unmittelbarer Ersatz dieses Mi-
neraldls und des Gases, das wir importieren, ist eine physikalische Unmadglichkeit.
Deswegen kann ich es nicht so ganz verstehen, in welche Richtung die Diskussion in
diesem Ausschuss geht. Das muss ich Ihnen leider sagen.

Wir haben mit diesen Konzepten ein fundamentales, rein zahlenmaRiges Problem. Ich
mdchte das mal verdeutlichen: Der Endenergieverbrauch von Deutschland liegt bei
2,3 Millionen GWh. Ein Windrad macht 10 GWh. Dann kdnnen Sie sich unschwer aus-
rechnen, dass wir ungefahr 230.000 Windkraftanlagen brauchten, um das zu ersetzen.
Das kann man mit Solarenergie kombinieren. Das habe ich in meiner Einwendung ge-
tan. Da sehen Sie, dass Sie an so enge physikalische Grenzen stol3en, dass Sie einen
solchen gigantischen Flachenbedarf fur diese Konzepte haben, dass das nicht — ich
wiederhole: nicht — umsetzbar ist.

Ich gebe Ihnen noch mal ein Beispiel: Ich habe eine kleine Firma mit 30 Beschaftigten.
Wenn ich in meiner kleinen Firma Dinge tue, die a priori zahlenmaRig ins Auge gehen,
etwa indem ich einem Kunden ein Angebot mache, bei dem ich mich um den Faktor
zwei verkalkuliert habe, wirde mich ein gegnerischer Rechtsanwalt nach der Insolvenz
meiner Firma der Fahrlassigkeit bezichtigen, weil ich das getan habe. Der wirde damit
wahrscheinlich durchkommen, und ich wirde dann plétzlich in der persdnlichen Haf-
tung stehen.

Damit mdchte ich illustrieren, welche Bedeutung es hat, wenn wir Uber diese Zahlen
und diese Konzepte reden, aber niemand diese Zahlen horen will oder auch nur darauf
eingeht.
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Wibke Brems (GRUNE): Herr Mildenberger, meine Frage dreht sich um die Planungs-
und die Genehmigungsbeschleunigung. Was ist da aus |hrer Sicht vordringlich zu tun?
Was haben Sie vor allen Dingen an die Landesebene fur Erwartungen? Einiges geht
ja an die Bundesebene. Wenn Sie das noch mal ausfuhren konnten, ware ich lhnen
dankbar.

Dr. Christian Untrieser (CDU): Herr Graaff, seitens der kommunalen Vertreter ist ver-
schiedentlich erlautert worden, dass es um lange Verfahren geht. In Stadten und Ge-
meinden steht Personal nicht umfangreich zur Verfigung. Das gilt vor allem mit Blick
auf die nachsten Jahre und die anstehenden erheblichen Pensionierungswellen. Wie
sehen Sie das: Schaffen wir das mit den ganzen Verfahren in Bezug auf Windenergie-
ausbau, oder brauchen wir deutliche Vereinfachungen, damit man mit einer vermutlich
geringeren Personaldecke die ganzen Aufgaben erledigen kann, die wir uns vorge-
nommen haben?

André Stinka (SPD): Herr Arcais, Sie sagten vorhin, die Industrie folgt den Energie-
quellen. Was wirden Sie fur konkrete politische Schritte von einer Landesregierung
erwarten, die ein hoheres Ausbauziel bei Erneuerbaren hat das das jetzt vorgege-
bene? Wie schatzen Sie die Akzeptanz und das Mitmachen der Beschaftigten und der
Unternehmerinnen und Unternehmer in den Betrieben ein, in denen Sie vertreten sind?

Dietmar Brockes (FDP): Herr Rechtsanwalt Mock, Sie haben in lhrer Antwort eben
schon angesprochen, dass Sie das 2%-Flachenziel als nicht geeignet ansehen, um
die Windenergiekapazitaten auszubauen. Ich wirde den Spield gerne umdrehen und
fragen: Was waren aus |hrer Sicht die richtigen MalRnahmen, um die Energieerzeu-
gung aus Erneuerbaren starker voranzubringen?

Christian Loose (AfD): Herr Dr. Ahlborn, eine Studie des RWI — Leibniz-Instituts fur
Wirtschaftsforschung zeigt, dass Windkraftanlagen zu sinkenden Preisen von Einfami-
lienhausern in unmittelbarer Umgebung fuhren konnen. Der Wert eines Hauses in ei-
nem Kilometer Entfernung zu einer Windkraftanlage sinkt im Durchschnitt um gut 7 %.
Bei alteren Hausern in landlichen Gebieten geht das bis zu 23 %, wenn der Abstand
noch geringer ist. Wie wiurden Sie eine Verringerung des Abstands auf weniger als
1.000 m insbesondere vor dem Hintergrund bewerten, dass viele Menschen im landli-
chen Raum wohnen, um Natur und Ruhe geniel3en zu kénnen?

Christian Mildenberger (Landesverband Erneuerbare Energien NRW e. V.): Zur
Planungsebene haben wir heute schon viel Verschiedenes gehdrt. Angenommen, wir
haben den 1.000-m-Abstand, und der fuhrt, wie vom Stadte- und Gemeindebund aus-
gefuhrt, dazu, dass die Kommunen nicht mehr planen midssen. Dann kann man zum
Beispiel den Planvorbehalt in § 35 Abs. 3 Satz 3 BauGB streichen. Der ist dann nam-
lich nicht mehr notwendig. Das ist aber nicht unsere Auffassung. Wir sagen, wir brau-
chen eine klare Planung, das heil3t, dass 2%-Flachenziel muss im Landesentwick-
lungsplan verankert werden. Wir brauchen die verpflichtende Flachensteuerung Uber
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die Regionalplanung sowie Windenergie im Forst und auf Kalamitatsflachen. Die Lan-
desregierung hatte noch in dieser Legislaturperiode die Moglichkeit, zumindest den
Kabinettsbeschluss dazu zu fassen, der gerade in Bezug auf die Kalamitatsflachen ein
deutliches Signal geben wurde, damit die Waldumwandlungsgenehmigungen, die man
daflr braucht, erteilt wirden.

Gleichzeitig brauchen wir fur die Kommunen eine gewisse Sicherheit, wenn wir den
Planvorbehalt nicht streichen wollen. Das heif3t aber auch, dass die 1.000 m gerade
akzeptierte Standorte fur das Repowering ausschlief3en. Das ist gerade dann, wenn
wir Uber Beschleunigung reden, ein ganz grofl3er Punkt; denn theoretisch kdnnen die
Kommunen Uber eine Bauleitplanung die 1.000 m unterschreiten, aber dann sind wir
wieder zwei Jahre weiter. Das heif3t, wenn man beschleunigen will, muss man die
1.000 m jetzt aufheben, damit diese blockierten Flachen gerade furs Repowering mog-
lich werden. — Das sind die Bausteine der Planung.

Zu den Genehmigungsfragen sehen wir eine Konzentrierung der Genehmigungsbe-
hérden zumindest auf Bezirksregierungsebene als unerlasslich an. Man kann gerne
uber eine zentrale Stelle reden. Dann ist auch die Personalausstattung viel einfacher
mdglich. Es kommt vielleicht nicht mehr zu einzelnen Verhinderungselementen, welil
das Ziel auf Landesebene dann klar vorgegeben ist.

Ganz wichtig dazu ist eine klare Definition der Vollstandigkeit der Antragsunterlagen.
Das heil’t, wenn diese Liste vollstandig abgearbeitet ist, dann kann es mit einer Frist
von vier Wochen eine Nachfrage der Genehmigungsbehdrde geben. Dann ist aber
auch klar, dass die Antragsunterlagen vollstandig eingegangen sind und die Behorde
in einem vorgegebenen Rahmen entscheiden muss.

All diese Bausteine sind fur sich genommen einzelne Bausteine. Die mussen wir aber
zusammendenken. Nur, wenn wir alle Bausteine sukzessive direkt parallel steuern,
kommt es zu einer Beschleunigung.

Dann brauchen wir noch eine Offnung von Industrie- und Gewerbegebieten; denn ge-
nau dort wird der Strom verbraucht, und dort waren auch kurzfristig Standorte reali-
sierbar. Auch das kann Uber den Landesentwicklungsplan gesteuert werden.

Was nach der Genehmigung kommt, haben wir schon ofter gehdrt. Das sind teilweise
Klagen. Wir haben im Investitionsbeschleunigungsgesetz gesehen, dass diese Klagen
direkt beim OVG landen. Hier brauchen wir eine dringende Personalverstarkung, aber
auch eine nationale Kraftanstrengung. Dort liegen gewisse Verfahren, die Ubrigens
auch von der weggefallenen Instanz hochgekommen sind. Das heif3t, das muss einmal
fur ein halbes Jahr ganz hoch priorisiert und dringend abgearbeitet werden, wenn wir
hier Beschleunigung reinbekommen wollen.

Wenn wir diese Kraftanstrengung nicht zustande bekommen, dann geht die Preisent-
wicklung, die wir sehen, so weiter. Das heif’t, unsere Bevolkerung muss wissen, und
das gehort zur Wahrheit, dass die erneuerbaren Energien, wenn wir sie beschleunigt
ausbauen, dazu fuhren, dass wir die Preise in den Griff bekommen. Anders werden
wir sie nicht in den Griff bekommen. Ich glaube, da misste hier im Ausschuss noch
mal ein bisschen mehr Klarheit rein. Die zehn Jahre Ausbauverschleppung haben zu
hohen Preisen gefuhrt. Bei allem, was wir jetzt beschleunigen kénnen, wird es
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trotzdem einige Zeit dauern. Die Versaumnisse der letzten Jahre sind nicht in vier Wo-
chen aufholbar. Das gehort zur Wahrheit. Aber wenn wir jetzt nicht diese Anstrengun-
gen unternehmen, dann werden wir diese Preisentwicklung nicht stoppen kénnen.

Rudolf Graaff (Stadte- und Gemeindebund Nordrhein-Westfalen): Die Frage von
Herrn Dr. Untrieser geht von der Personalausstattung zur Frage, welche Verfahrenser-
leichterungen denkbar waren. Ja, die Personalausstattung der Kommunen ist nicht nur
im Planungsbereich ein Thema, sondern in vielen Bereichen, gerade im Baubereich.
Da helfen gute Rahmenbedingungen, eine gemeinsame Personalausstattungs- und
Ausbildungsoffensive und natirlich vor allen Dingen eine angemessene Finanzaus-
stattung der Kommunen, damit sie das notige Personal einstellen kdnnen.

Nichtsdestotrotz und begleitend dazu ist es natirlich richtig, Verfahren zu vereinfa-
chen. Da sind schon etliche Anregungen von den anderen Experten genannt worden.
Ich méchte mich jetzt noch mal auf zwei kaprizieren. Der Oberbegriff ist nattrlich, wir
brauchen eine Standardisierung der Vorgaben sowohl im Planungs- als auch im Ge-
nehmigungsverfahren.

Der erste Aspekt ist das Planungsverfahren. Eben ist schon die Thematik angespro-
chen worden, die wir bei der Differenzierung der harten und weichen Tabukriterien
haben. Es ware in der Tat hilfreich fur die Kommunen, wenn wir auch hier einheitliche
und bundesweit geltende Vorgaben bekamen, weil wir immer noch unterschiedliche
Rechtsprechung der verschiedenen Oberverwaltungsgerichte haben. Das wurde Pla-
nungssicherheit schaffen.

Der zweite Aspekt ist, dass Mangel im Abwagungsvorgang nicht mehr durchschlagen,
wie das bisher in der Regelung des § 214 BauGB der Fall ist: Haben Sie einen Abwa-
gungsfehler, fragt das Gericht nicht mehr danach, ob der das Abwagungsergebnis be-
eintrachtigt hatte, sondern der Flachennutzungsplan bzw. die Konzentrationszone ist
kaputt. Wir brauchen also eine Nachbesserung in § 214 BauGB. Dazu gibt es unter-
schiedliche Vorschlage. Der Stadte- und Gemeindebund hat einen gemacht, Professor
Schmidt-Eichstaedt hat einen gemacht.

Der Bund hat angeklndigt, das Thema planungsrechtlich anzupacken und fur den
Sommer ein Windenergie-an-Land-Gesetz angekundigt. Da konnten wir uns entspre-
chende Erleichterungen vorstellen und wirden uns solche wiinschen.

Das nachste Thema ist das Genehmigungsverfahren. Standardisierungen sind schon
angesprochen worden. Wir versprechen uns von der angekundigten bundeseinheitli-
chen Bewertungsmethode fur die Artenschutzpriufung eine ganze Menge. Ich will das
mal konkretisieren. Wir hoffen, dass wir eine klare Definition des signifikant erhdhten
Totungsrisikos nach § 44 Bundesnaturschutzgesetz bekommen, und wir fur den erfor-
derlichen Untersuchungsrahmen und die Methoden klare Vorgaben bekommen. Das
entlastet die Genehmigungsbehdrden. Wir hoffen, dass wir hinsichtlich der Ausnahme
vom Tdtungsverbot, die nach § 45 Abs. 7 Bundesnaturschutzgesetz fur das Uberwie-
gende Interesse erteilt werden kann, eine klare Vorgabe bekommen, wann dieses
Uberwiegende Interesse vorliegt, um rechtssicher genehmigen zu kénnen.
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Da gibt es also eine ganze Menge Stellschrauben, die auf dem Tisch liegen und die
man umsetzen sollte.

Andrea Arcais (DGB NRW): Die Frage bezog sich sowohl auf die Akzeptanz von
Beschaftigten und Unternehmen, was den Ausbau der Erneuerbaren betrifft, als auch
was den Zusammenhang mit dem Unternehmenserfolg und die Beschaftigung betrifft.
Das lasst sich sehr eindeutig beantworten: Sowohl in den Belegschaften als auch in
den Unternehmen ist nicht nur die Akzeptanz sehr hoch, sondern vor allen Dingen die
Dringlichkeit der Forderung an die Politik — sowohl die Landesregierung wie die Bun-
desregierung —, neben dem verbalen einheitlichen Auftreten, den Industriestandort zu
erhalten und die Erneuerbaren auszubauen, endlich in die Umsetzung zu kommen.
Das ist das Problem. Das Problem ist, was wir sehen. Da sind wir uns sowohl mit den
Industrieunternehmen als auch deren Belegschaften und Betriebsraten vollkommen
einig. Wir haben immer noch Hemmnisse, die vollkommen unnétig sind und von denen
wir nicht sehen, wo sie aus der Praxis heraus uberhaupt notwendig sind. Darum haben
wir dem Antrag in unserer Stellung im Wesentlichen zugestimmt.

Wir nehmen der Landesregierung tatsachlich ab, dass sie keine Deindustrialisierung
will. Nur faktisch ist das mit dem, was weiter vorangetrieben wird, eine Gefahr. Ich bin
mir zwar auf der einen Seite ziemlich sicher, dass spatestens nach der Landtagswabhl
Uber die Bundesregierung die Abstandserlasse alle fallen werden. Da bin ich mir ab-
solut sicher, wenn es keine einheitliche Reglung im Konsens gibt. Das ist einfach not-
wendig. Wir brauchen den Fall dieses Hemmnisses. Aber wir wollen uns gar nicht da-
rauf ausruhen, zu erwarten, dass eine solche politische Entscheidung kommit.

Wir brauchen dringend, und da sind wir uns mit den Branchen einig, die politischen
Rahmenbedingungen sowohl fur die Infrastruktur als auch fur den tatsachlichen Aus-
bau. Vorhin ist schon vieles gesagt worden, was Genehmigungsverfahren etc. betrifft.

Es wurde gefragt, was die Landesregierung politisch tun kann und tun musste. Vor
allem brauchen wir eine klarere Setzung von Rahmenrichtlinien und Leitplanken und
damit auch von Forderungen. Wir brauchen dringend wirkliche Férderung durch das
Land fur die Prozesse und Strukturen, die in der Industrie gebraucht werden, um tber-
haupt die Bricke zur Treibhausgasneutralitat zu schaffen. Diese Investitionen werden
sehr hoch sein. Es geht nicht darum, dass der Staat sie vollkommen Ubernimmt, aber
wir fordern als DGB und mit unseren Gewerkschaften dafur die Einrichtung eines
Transformationsfonds. Wir selbst werden in den nachsten Wochen 7 Milliarden Euro
dafur fordern, die das Land einbringt, um damit private Investitionen als Hebel mdglich
zu machen, um diese notwendigen Investitionen zu ermdglichen. Wir sehen, dass mit
den bisherigen Férdermalinahmen zum Beispiel im Rheinischen Revier allein durch
das Beihilferecht der EU die Férderung von Unternehmen in diesen Bereichen nicht
moglich ist. Es muss aber moglich sein. Ansonsten bleiben wir mitten in diesem Pro-
zess stecken.

Ich will Ihnen ein Beispiel geben, wie relevant das gerade fur Nordrhein-Westfalen fur
eine der Strukturen ist, die mit dem Ausbau der erneuerbaren Energien zu tun hat und
am Ende ein Medium einbringt, das fur diese Transformation extrem wichtig ist, nam-
lich Wasserstoff. Der grofdte potenzielle Abnehmer flir Wasserstoff — am Ende grinen
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Wasserstoff — ist in der Stahlerstellung thyssenkrupp. Wenn wir uns leisten, dass thys-
senkrupp diese Brucke zur Treibhausgasneutralitat nicht schafft, schaffen wir es auch
nicht, den groRten Abnehmer flr Wasserstoff in Nordrhein-Westfalen zu erhalten. Das
bedeutet aber, dass wir den Markthochlauf gar nicht schaffen konnen. Wenn wir diesen
Schritt nicht hinbekommen, kénnen wir uns in Wirklichkeit die ganzen Diskussionen
um den Ausbau einer Wasserstoffwirtschaft sparen. Dartber sind wir uns mit der In-
dustrie und mit den Beschaftigten sehr einig. Die Sorge besteht darin, dass diese
Dringlichkeit von der Landesregierung nicht erkannt wird. Theoretisch wissen wir das.
Wir haben eine Wasserstoff-Roadmap des Landes, wir haben eine Energieversor-
gungsstrategie formuliert. Aber bei der Umsetzung sehen wir gro3e Probleme, und
das ist die Sorge in den Unternehmen sowohl in den Belegschaften als auch bei den
Managements.

Thomas Mock (Rechtsanwalt): Vielen Dank, Herr Brockes, fur die Frage. Drei Minu-
ten sind natdrlich viel zu knapp fur die Antwort. Das ist klar, das wissen Sie selbst. —
Das Hauptproblem ist indirekt in einigen Antworten bereits angesprochen worden. Das
sind die Wahnsinnskosten. Das Projekt von thyssenkrupp kenne ich ganz gut: Auf 20
Jahre sind das 10 bis 20 Milliarden Euro, die die Stromendnutzer bezahlen mussten.
Die Probleme gibt es naturlich, weil die Stromendnutzer momentan ein paar andere
Probleme haben, statt diese 20 Milliarden Euro uber 20 Jahre zu bezahlen.

Das gilt naturlich fur alle anderen Industrien auch, also die Aluminiumindustrie, die
Chemieindustrie und wie sie alle heilden. Sie wollen gleichberechtigt die gleichen Men-
gen an Subvention bekommen. Wer soll das bezahlen? Die Landesregierung kann ich
sehr gut verstehen. 50 % der energieintensiven Industrie in Deutschland ist in NRW,
und 50 % der energieintensiven Industrie in der EU ist in Deutschland. Vor dem Hin-
tergrund haben wir in NRW eine ganz besondere Herausforderung im Hinblick auf
diese Kostensituation.

Ganz kurz zur Flachenthematik, nach der Herr Brockes gefragt hat: Wir haben zu-
nachst mal europaisches Recht im Hinblick auf den Green Deal. Der Green Deal ver-
pflichtet uns, europaisches Recht umzusetzen, namlich 30 % der Landesflache fir die
Biodiversitat freizuhalten. Wenn wir uns die Monitoringberichte zu NRW angucken und
sehen, in welchem dramatischen, furchterlichen Zustand die Biodiversitat in NRW ist,
dann gilt naturlich erst recht, die 30 % von technischen Eingriffen freizuhalten. Das ist
die erste Thematik.

Die zweite Thematik ist, wir haben im Auldenbereich grundsatzlich baurechtliche Privi-
legierung. Uberall im AuRenbereich kénnen Windanlagen gebaut werden, und das seit
20 oder 30 Jahren. Es gibt also gar kein Problem, den Druck auf die 2 % Flache kiunst-
lich zu Uberhdhen. Wir kdnnen als Windanlagenprojektierer unsere Anlagen grund-
satzlich dberall im AuRenbereich errichten. Die 1.000 m stellen auch fur die Projektie-
rer eine Vereinfachung dar. Fur die Gemeinden stellen sie eine Vereinfachung dahin-
gehend dar, dass diese keine Planung mehr zu machen brauchen, wie Herr Graaff
eben andeutete. Das ist eine Erleichterung fur alle Beteiligten, indem ich keine Fla-
chennutzungsplane und damit Verzogerungen in Kauf nehmen muss.
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Im Ubrigen verweise ich auf den Kooperationsrat von Bund und Landern, der im Ok-
tober letzten Jahres deutlich gemacht hat, dass die Genehmigungsverfahren ruckzuck
passieren. Im Schnitt dauern die Genehmigungsverfahren zwolf Monate und keinen
Monat langer. Nur in Ausnahmefallen dauern sie langer als ein Jahr, insbesondere
dann, wenn die Projektierer in Schutzgebiete hineinbauen wollen. Das ist namlich das
Problem. Dann verzogert sich vieles. Ich mache das seit Uber 28 Jahren und habe
uber 500 Verfahren betreut. Die Anlagen und die Verfahren sind stark standardisiert.

Inzwischen haben wir von der Rechtsprechung probabilistische Verfahren. All das ist
langst eingeflhrt. Das OVG ist unterlastet, weil die 1.000-m-Regelung dazu fuhrt, dass
gar keine Verfahren mehr anfallen. Unter 1.000 m klagt namlich kein Nachbar mehr.
Also kénnen wir die beiden Senate, die eingerichtet worden sind, bald wieder klirzen.
Wir brauchen nur noch einen Senat. Die einzigen, die klagen, sind die Projektierer, die
in Schutzgebiete hineinwollen und zu lange dauernde Verfahren flhren.

Mit anderen Worten haben wir jetzt eine Situation, die insbesondere im Hinblick auf
den mangelhaften Netzausbau ein Problem darstellt. Wir kdnnen natlrlich nur da
Windanlagen bauen, wo ausreichend Netzanschlisse sind. Es macht Uberhaupt kei-
nen Sinn, die Abstande zwischen Windanlagen zu verkirzen, damit sie ineffizienter
werden, oder Anlagen dort zu bauen, wo es keine Netze gibt. Wir missen eine starkere
Kooperation und Koordination zwischen Netzausbau und Windanlagenzubau errei-
chen.

Es gibt momentan ein Verfahren bei der Bundesnetzagentur im Hinblick auf die Ab-
stimmung des weiteren Netzausbauplanes. Dort zeigt sich sehr deutlich, dass wir
Jahre hinter der Planung hinterherhinken und schon die jetzigen Planungen fir Wind-
anlagen aufgrund des mangelhaften Netzausbaus nicht moglich sind. Wie diese Pla-
nung zeigt, wird sich das in den nachsten Jahren nicht verbessern. Hier ist also Au-
genmald im Hinblick auf die Wunsche gefragt, die alle moglichen Seiten haben. Die
Realitat sollte im Auge behalten werden. Der Netzausbau ist eigentlich der Benchmark
dafur, nur so viele Anlagen zu bauen, wie der Netzausbau ermoglicht. Sonst finanziere
ich tagtaglich eine Ineffizienz, die immer teurer wird.

Dr. Detlef Ahlborn (Gesellschaft fiir Fortschritt in Freiheit e. V.): Die Frage zielte
auf den Preisverfall von Immobilien mit Bezug zu den Abstandsregeln. Jedem hier
drinnen sollte klar sein, dass der Preisverfall und Wertverlust von Immobilien umso
gréler sind, je naher Sie mit diesen Anlagen an Immobilien heranricken.

Sie sollten sich naturlich auch dartber im Klaren sein, dass Sie das Lebenswerk von
den Menschen zerstéren, wenn dieser Preisverfall eine bestimmte Grole Ubersteigt,
weil ihre Immobilie, in der sie wohnen, unverkauflich ist.

Solche Regelungen lielen sich ganz einfach heilen, indem man die Madglichkeit
schafft, dass sich diese Leute mit ihren Grundstucken und Immobilien schlicht und
einfach kaufen lassen. Wir sind freie Menschen in einem freien Land. Da gilt das Prin-
zip der Vertragsfreiheit. Wenn der Windradbauer sein Windrad dahin bauen will, dann
soll er ab einem gewissen Abstand diese Immobilie kaufen und bezahlen. Dieses Prob-
lem mit den Abstanden ist dann ganz schnell aus der Welt.
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Noch eine Bemerkung zur Wasserstofftechnologie. Jetzt komme ich wieder mit meinen
hasslichen Zahlen. Thema ,thyssenkrupp und Wasserstoff. Dazu mochte ich lhnen
ein Bespiel auf der Grundlage von Nordstream 2 geben. Von Nordstream 2 haben wir
uns ja kurzlich verabschiedet. Der Energiebetrag, den man damit transportieren wollte,
betrug 600 TWh. Das ist eine gigantische Energiemenge. Mit dieser Energiemenge
konnen Sie den ganzen Chiemsee in zwei Jahren zum Kochen bringen und vollstandig
verdampfen. Wollten Sie diesen Energiebetrag durch Wasserstoff ersetzen, dann
mussten Sie — egal, wo in der Welt — so viel Wasserstoff produzieren, dass Sie in jeder
Stunde im Jahr 30.000 m3 fliissigen Wasserstoff nach Deutschland importieren. Noch
mal: 30.000 m? fliissiger Wasserstoff stiindlich als Ersatz von Nordstream 2.

Der Energieverbrauch fur die Stahlherstellung betragt meines Wissens ungefahr ein
Drittel, nédmlich rund 200 TWh. Die Zahl 180 ist mir gelaufig. Noch eine Zahl dazu: Der
grolite Behalter fur flissigen Wasserstoff auf dem Planet Erde steht in Cape Canaveral
und umfasst 5.000 m3. Wir missen also stiindlich mehr flissigen Wasserstoff impor-
tieren als in den grof3ten Behalter auf der ganzen Welt passt. Diese Zahlen verdeutli-
chen, dass auch dieses Wasserstoffthema illusionar ist. Warum? Weil die Zahlen so
gigantisch grof} sind.

Ich habe diese Zahlen nicht erfunden, und das ist auch nicht meine Meinung und meine
Uberzeugung, sondern das kénnen Sie alles nachlesen. Das heifdt, wir reden hier von
glasklaren Tatsachen. Ich kann Sie bei diesen Konzepten wieder nur ermuntern, die
Zahlen zur Kenntnis zu nehmen und zu recherchieren.

Noch was dazu: Wenn wir uns mit Wasserstofftechnologie etwa von Russland unab-
hangig machen wollen, um nicht noch mal in so eine Situation zu kommen, kénnen Sie
sich unschwer Uberlegen, dass dieser Wasserstoff irgendwoher kommen muss. Er
wird nicht aus Deutschland kommen, weil wir so viel Energie gar nicht mit Erneuerba-
ren ernten kdnnen. Er wird auch aus dem Ausland kommen. Mit Verlaub, Sie werden
dann nichts anderes an der Backe haben als die eine Abhangigkeit durch die andere
ersetzt zu haben. Es tut mir leid, die Dinge sind leider so wie sie sind.

Wibke Brems (GRUNE): Herr Dr. Kruse, Ihre AuRerungen sind eben sehr, sehr ein-
deutig gewesen. Sie vertreten hier aber nicht nur Unternehmen, die schon komplett
auf erneuerbare Energien setzen. Das tun sie nach und nach, haben aber im Portfolio
naturlich auch noch Anteile an Gas- oder Kohlekraftwerken.

Wir haben gerade eine komplett geanderte Weltlage. Was brauchten die von |hnen
vertretenen Unternehmen von der Landes- und der Bundesregierung, damit dieser
Umstieg in Richtung erneuerbarer Energien — gerne speziell Windenergie — noch
schneller gelingen kann?

Matthias Goeken (CDU): Herr Birgermeister Aisch, welche Malinahmen schatzen
Sie als geeignet ein, um den Windenergiezubau einerseits zu beschleunigen sowie
andererseits die Akzeptanz von Bulrgerinnen und Burger vor Ort zu sichern und zu
starken?
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Elisabeth Miller-Witt (SPD): Ich habe nur eine ganz kurze erganzende Frage an
Herrn Dr. Kruse. Konnen Sie den energetischen Mehrwert eines konsequenten
Repowerings unter der Pramisse beziffern, dass die heute vielfach beschriebenen der-
zeitigen Hindernisse ausgeraumt werden wurden?

Dietmar Brockes (FDP): Herr Graaf, Sie haben eben sehr deutlich gemacht, dass die
1.000-m-Regelung sehr stark fur Planungssicherheit sorgt. Dem haben anschliefRend
sowohl Herr Mildenberger vom LEE, aber auch Herr Dr. Kruse sehr deutlich widerspro-
chen. Deshalb mochte ich lhnen die Moglichkeit geben, darauf zu erwidern. Wie be-
trachten Sie die Ausfihrungen der beiden Herren?

In Ihrer Stellungnahme haben Sie ausgefuhrt, dass Sie die 2%-Regelung fur das je-
weilige Landesgebiet als nicht zielfihrend ansehen. Bitte sagen Sie dazu noch mal
etwas.

Christian Loose (AfD): Herr Dr. Ahlborn, vielfach werden in politischen Diskussionen
beim Thema ,Stromerzeugung” einfache und populistische Thesen vertreten. Gangige
Praxis ist zum Beispiel, dass bei den Kosten der Windkraft die Kosten der notwendigen
Back-up-Kraftwerke vergessen werden. Andere behaupten gar, man kdnne den Strom
im Netz speichern. Mir erscheint das immer so, als wenn sich verschiedene Akteure in
einer Marchenwelt bewegen und die Probleme der Versorgungssicherheit einfach
weglacheln wollen. Nun bin ich Politiker und muss damit umgehen kénnen. Was emp-
finden Sie als Wissenschaftler — Sie sind Diplomingenieur — bei solchen Diskussionen?
Was erwarten Sie von uns als Politiker in diesem Ausschuss?

Dr. Jirgen Kruse (Verband kommunaler Unternehmen e. V.): Ich starte mit der
ersten Frage von lhnen, Frau Brems, wie der Umstieg auf die erneuerbaren Energien
angesichts der aktuellen Lage moglichst schnell zu bewerkstelligen ist, und dies vor
dem Hintergrund, dass die Stadtwerke, wie Sie vollkommen richtig ausgeflhrt haben,
nicht nur erneuerbare Energien im Portfolio haben, sondern unter anderem auch noch
Gaskraftwerke und Kohlekraftwerke.

Als VKU begrufen wir zunachst mal die sehr schnelle Reaktion sowohl auf Bundes-
ebene als auch auf Landesebene mit dem flr morgen angesetzten Energiegipfel, aber
auch mit den ersten Ankundigungen der Mallnahmen auf die nun vollig veranderte
energiepolitische Lage. Insgesamt sehen wir als VKU eine Doppelstrategie als erfor-
derlich an, indem man zum einen jetzt massiv den Ausbau der erneuerbaren Energien
beschleunigt, um insbesondere mit Blick auf Russland mdglichst schnell unabhangig
von fossilen Energien zu werden. Zum anderen darf nicht vergessen werden, dass
zumindest kurzfristig ein grof3er Teil noch nicht durch erneuerbare Energien gedeckt
werden kann. Deswegen muss eine Diversifizierung der anderen Energietrager erfol-
gen. Wir werden also weiterhin Gas brauchen, das perspektivisch durch Wasserstoff
ersetzt werden muss. Wir werden Gas erst mal in Gasform brauchen, sodass wir die
Bezugsquellen diversifizieren miussen. Das sind zentrale Punkte, die jetzt angegangen
und vor dem Hintergrund der aktuellen Lage noch beschleunigt werden mussen.
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In Bezug auf den Ausbau der Erneuerbaren ist es vollkommen richtig, dass die Aus-
bauziele im Osterpaket deutlich angehoben wurden. Das muss auf der Landesebene
in Zielen nachvollzogen werden. Im EEG mussen entsprechende Investitionsanreize
gesetzt werden, damit diese Ziele erreicht werden konnen. Insbesondere auf Landes-
ebene mussen viele der Hemmnisse, die wir heute diskutiert haben — von der 1.000-
m-Abstandsregel bis zu den Genehmigungsverfahren —, noch schneller beseitigt wer-
den, sodass diese nun deutlich ambitionierteren Ausbauziele erreicht werden kdnnen.

Viele der Punkte, die Sie im Antrag nennen und Uber die wir heute diskutiert haben,
wirden uns als kommunalen Unternehmen und Stadtwerken helfen, um den Ausbau
der erneuerbaren Energien beschleunigen zu kdnnen.

Zur Frage nach dem energetischen Mehrwert des Repowerings liegen uns keine kon-
kreten Zahlen vor. Ich habe eben die 16 GW genannt, die bis 2025 zumindest bundes-
weit aus der Férderung fallen. Wenn man ganz grob tber den Daumen 30 % auf NRW
umrechnet, liegen wir bei knapp 5 GW an Leistung, die zusatzlich durch Repowering
installiert werden kdnnte. Die daraus entstehende Energiemenge entspricht dem, was
durch das Repowering gewonnen werden konnte.

Nicolas Aisch (Burgermeister Stadt Borgentreich): Die Frage von Beschleunigung
und Akzeptanz liegt sicherlich sehr nahe zusammen. Wie es eben schon angeklungen
ist, wirde die Orgelstadt Borgentreich, aber wirden sicherlich auch andere Kommu-
nen personelle Unterstutzung sehr begrufRen. Allerdings glaube ich nicht, dass dies
aus der Praxis heraus mit diesen angedeuteten mobilen Teams maglich ist, weil sich
die Planungszeiten zu lange hinziehen. Ich glaube, dass dort eine deutlich bessere
Ldsung erfolgen kdnnte, indem man das Personal vor Ort starkt.

Ganz wichtig sind in dem Zusammenhang ganz klare Spielregeln fur die Kommunen,
aber auch fur die Projektierer. Zu den Spielregeln gehdrt nach meinem Empfinden na-
turlich auch der 1.000-m-Abstand, der, und das mochte ich betonen, nicht bis zur Flu-
gelspitze, sondern bis zur Mitte des MastfulRes reichen. Das ist in beide Richtungen
ein grofRer Unterschied.

Aber auch die 2 % der Landesflache spielen da sicherlich eine Rolle. Ich habe in mei-
ner Stellungnahme von einem Windenergiebeitragswert geschrieben, der fur alle Kom-
munen individuell zu ermitteln und dann durch die Kommunen in einer Entscheidung
vor Ort umzusetzen ware. Die Idee finde ich ganz charmant. Das wirde einen grol3en
Schritt in Richtung Akzeptanz bedeuten; denn flr mich ist Akzeptanz durch die eben
schon genannte gerechte Raumlast zu erreichen. Ich mochte noch mal ganz klar be-
tonen, dass wir als Orgelstadt Borgentreich, aber auch grundsatzlich als landlicher
Raum in keiner Weise gegen den Ausbau von Windenergie sind, sondern die Uberma-
Rige, ungerechte Belastung des landlichen Raums ist ein Problem, das dadurch dar-
gestellt wird.

Naturlich ist ein naturvertraglicher Ausbau wichtig, wie wir eben schon gehort haben,
aber ich mochte noch erganzen: auch ein menschenvertraglicher Ausbau. Da spielen
die 1.000 m Abstand flr mich eine grof3e Rolle.
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Daruber hinaus ist die Teilhabe der Blrgerinnen und Blrger — das ist kein Geheimnis
— durch Burgerwindprojekte, vielleicht auch Burgerstromtarife und eine flachende-
ckende Entlastung ein ganz wichtiger Punkt. Auf die flachendeckende Entlastung
mochte ich noch mal zu sprechen kommen. Die ist in meinen Augen gerade fur die
Flachenkommunen ganz, ganz wichtig. Das sollte nicht auf einige wenige verteilt sein,
sondern in der breiten Flache.

Erganzend sollte eine Mitsprachemdglichkeit der Burgerinnen und Burger hinzukom-
men, um nicht diese viele Nebenkriegsschauplatze zu bekommen, die man gegebe-
nenfalls bekommt, wenn es um viele Kleinigkeiten geht, die vieles eben nicht beschleu-
nigen. Es geht um eine Mitsprachemoglichkeit mit ganz klaren Spielregeln, die ich
eben schon benannt habe. Naturlich gibt es da noch viele andere kleinere Stellschrau-
ben, die man drehen kann. Ist die Akzeptanz nicht vorhanden, kdnnen wir noch so viel
Uberlegen und noch so viele tolle Ideen haben, aber das Ganze wird dann nicht funk-
tionieren.

Rudolf Graaff (Stadte- und Gemeindebund Nordrhein-Westfalen): Zur 1.000-m-
Regelung gibt es naturlich im Zweifel nicht Uberwindbare unterschiedliche Grundauf-
fassungen, die der VKU, der LEE und die kreisangehorigen Stadte und Gemeinden
haben. Man muss bei der gesamten Betrachtung hinsichtlich der Planung den Fokus
nicht nur auf den Siedlungsraum, auf die Wohnbereiche legen. Das verstehe ich in
Wirklichkeit auch gar nicht. Man muss sich fragen: Was haben wir fur eine landliche
Struktur, was haben wir fur eine Raumstruktur in Nordrhein-Westfalen? Darauf ist der
Blick zu richten. Wir haben eine verdichtete Siedlungsstruktur, auf die wir Rucksicht
nehmen muissen, um Siedlungsentwicklung zu ermoéglichen. Das hat der Gesetzgeber
gemacht, indem er die Zehn-Hauser-Regelung zurickgenommen und auf Aul3enbe-
reichssatzungen rekurriert hat. Das legt auch der Entwurf der noch nicht veréffentlich-
ten Windpotenzialstudie dar und sagt, dadurch ist enormes zusatzliches Potenzial ge-
schaffen worden. Es wird aber auch darauf hingewiesen, dass wir Flachenkategorien
haben, die man fur den Windenergieausbau ebenfalls in den Blick nehmen muss. Fir
Landschaftsschutzgebiete muss konkret definiert werden, in welchem Umfang und bei
welchem Schutzgebietscharakter was passieren kann. Das bezieht sich auch auf be-
stimmte Waldflachen, die in Teilen Uber die kommunale Bauleitplanung einbezogen
werden kann und soll. Das bezieht sich auf Abgrabungsbereiche, das bezieht sich auf
Anlagenschutzbereiche fur die Flugsicherung, das bezieht sich auf Radarschutzberei-
che. Wenn wir diesen Umfang sehen, wird ohne Weiteres erkennbar, dass die Fla-
chenpotenziale selbst in einem dicht besiedelten Land wie Nordrhein-Westfalen mog-
lich waren.

Jetzt stelle ich auf die 2%-Regelung ab, die wir als politische Forderung durchaus mit-
tragen konnen. Wie soll die denn in Hamburg oder in Berlin realisierbar sein, wenn wir
das auf die Bundeslander abstellen? Das funktioniert doch tGberhaupt nicht. Deswegen
schlagen wir ja konkret vor, dass man einheitliche Kriterien fur die Realisierung, fur die
Planung von Windenergieanlagen wie Windhaufigkeit, wie Bevolkerungsdichte, wie
die Siedlungsstruktur, wie die untberbrickbaren Ausschlusskriterien durch Schutzge-
biete vorgibt und nach diesen Kriterien, die dann flr alle Bundeslander gelten sollten,
die Flache ermittelt, die realisierbar ist.
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Wir halten es in der Realisierung der Ziele flr erneuerbare Energien, die sich die Bun-
desregierung gesetzt hat, fur effektiver, auf Mengenvorgaben zu gehen, also den kon-
kreten Energietrager aul3en vor zu lassen und zu sagen, wir geben den Bundeslandern
bestimmte realisierbare Mengenvorgaben fur den Ausbau der Energiemenge an er-
neuerbaren Energien vor und bestimmen Ausbaupfade. Das halten wir flr einen Weg,
der schneller umsetzbar ware und der von den anderen beiden Verbanden, zu denen
ich jetzt eine Replik abgeben sollte, mitgetragen werden kdnnte, denke ich.

Dr. Detlef Ahlborn (Gesellschaft fur Fortschritt in Freiheit e. V.): Eine weit verbrei-
tete Hypothese lautet, die Erneuerbaren seien die billigsten Formen von Energien. Das
ist naturlich Unfug. Das ist deshalb Unfug, weil Sie — ich hatte lhnen das eingangs
erlautert — ein vollstandiges Ersatzsystem brauchen, namlich irgendwelche Kraft-
werke, von welcher Beschaffenheit auch immer — das kdnnen Gaskraftwerke, Kohle-
kraftwerke, Kernkraftwerke, Wasserkraftwerke oder wie auch immer sein —, um die
Stromversorgung in jedem Augenblick — denn darauf kommt es an — zu sichern.

Ich wurde zu meinen Erwartungen an die Politik gefragt. Ich bin jetzt das dritte Mal in
diesem Ausschuss. Meine Damen und Herren, die Erwartung, die ich an die Politik
hatte, ware, dass Sie einander zuhdren und die Dinge, die hier gesagt werden, auch
mal ernst nehmen. Ich habe das Gefuhl, dass diese Einwande, die ich hier in Bezug
auf die Beschranktheit der Flachen vorgetragen habe, einfach so verhallen. Jede Frak-
tion bestellt sich seinen Sachverstandigen hierher, der sein Spruchlein aufsagt, aber
der eine hort dem anderen gar nicht zu, und jeder redet einfach weiter. Ich darf Ihnen
in aller Form sagen, dass mir das sehr unbehaglich ist. Entschuldigen Sie, dass ich
Ihnen das so deutlich sage. Dabei habe ich kein gutes Gefuhl.

Wibke Brems (GRUNE): Herr Jansen, Herr Biirgermeister Aisch hat eben das Thema
~Akzeptanz“ angesprochen. Das ist ja auch ein wichtiges Thema, das kann man nicht
einfach beiseiteschieben. Naturlich konnen wir den Ausbau der erneuerbaren Ener-
gien nur dann hinkriegen, wenn maglichst eine breite Mehrheit dabei ist. In unserem
Antrag kommt das Thema vor. Sie sind aber auch in Ihrer Stellungnahme ausfuhrlich
darauf eingegangen.

Mich interessiert folgender Unterschied: Man kann an Burgerbeteiligung quasi aus der
Betreibersicht machen. Aber es gibt auch Dinge, die man auf Landesebene noch mehr
unterstutzen kann. Nehmen Sie zu den beiden Aspekten bitte kurz Stellung.

Bernhard Hoppe-Biermeyer (CDU): Im Grunde genommen ist es die Frage aller Fra-
gen. So ahnlich, wie Herr Goeken eben schon Herrn Aisch gefragt hat, mochte ich
Herrn Landrat Ruther fragen: Welche MalRnahmen schatzen Sie als geeignet ein, um
den Windenergiezubau einerseits substanziell zu beschleunigen sowie andererseits
die Akzeptanz vor Ort zu sichern und zu starken?

André Stinka (SPD): Herr Blurgermeister Aisch, Sie stellen immer die Frage der
Raumlast, der Verteilung in den Raum. Wir diskutieren in unserer Fraktion durchaus
auch eine Art kommunalen Deckel. Wir diskutieren, ob man einen kommunalen
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Flachendeckel einfihrt, wenn maximal 10 % der theoretisch infrage kommenden Po-
tenzialflache pro Gemeinde erreicht ist. Wie wirden Sie das aus lhrer taglichen Praxis
einschatzen?

Dietmar Brockes (FDP): Herr Mock, in der Runde wurden schon mehrere Problem-
bereiche genannt, zu denen ich gerne lhre Expertise hatte. Zum einen ist der Perso-
nalbedarf beim Ausbau angesprochen worden. Wie sehen Sie das?

Zum anderen geht es um den Zubau im Verhaltnis zum Artenschutz. Bitte sagen Sie
dazu noch was.

Christian Loose (AfD): Herr Mock, diesmal geht es nicht um |hre Tatigkeit als Rechts-
anwalt; Sie waren auch lange Jahre in der Industrie tatig. Hier wurde heute gesagt,
dass Unternehmen den Energiequellen folgen. Dabei wurde meines Erachtens nicht
beachtet, dass Energiequellen nicht immer identisch sind. Windkraft und Kohlekraft-
werke haben ganz andere Auspragungen. Das eine ist nicht planbar, das andere ist
steuerbar. Es gibt unterschiedliche Volllaststunden und andere Preise. Wie wurden
sich die Unternehmen wohl entscheiden, wenn diese zwischen einer wetterabhangi-
gen teuren Energiequelle und einer zuverlassigen preisgunstigen Energiequelle wah-
len kénnten? Wohin wirden diese Unternehmen wandern? Kennen Sie eventuell Bei-
spiele aus der Praxis, wo eine solche Wanderung bereits stattgefunden hat?

Dirk Jansen (BUND, Landesverband NRW e. V.): Es ging um die Akzeptanz. Das ist
sicherlich ein ganz wesentliches Element, wobei ich der wiederholt geaufRerten These,
es gabe diese Akzeptanz fur den Ausbau der Windenergienutzung nicht, vehement
widersprechen modchte. Im Gegenteil. Die Umfragen zeigen, es gibt ein sehr hohes
Mal an Akzeptanz. Ich wage mal die Prognose, dass diese Akzeptanz angesichts der
weltpolitischen Lage noch steigen wird. Klar ist naturlich, es gibt lokale Widerstande,
die von einer kleinen Minderheit geschurt werden. Aber das soll hier nicht das Thema
sein.

Wie kann man die hohe Akzeptanz noch weiter verbessern? Ein ganz wesentliches
Stichwort, das dankenswerterweise in dem grinen Antrag prominent vorkommt, ist das
Stichwort ,Blrgerenergie®“. Darauf setzt auch die Bundesregierung einen Schwerpunkt
im Osterpaket. Ganz wichtig ist, dass es wirklich eine einheitliche und regelmafige
finanzielle Beteiligung der Standortkommunen, aber auch der Blrgerinnen und Blrger
gibt. Das heil3t, wenn davon profitiert wird und mit den regelmafiigen Einnahmen auch
andere Dinge der lokalen Daseinsvorsorge oder der dkologischen Aufwertung finan-
ziert werden konnen, steigert das massiv die Akzeptanz. Es gibt gute Beispiele dafur.
Im Antrag der Grlnen ist der Burgerenergiefonds Schleswig-Holstein erwahnt. Das ist
ein solches mittlerweile bewahrtes Konzept, in das das Land mit Anschubfinanzierung
einsteigt und daflr Sorge tragt, dass eine weitgehende Teilhabe vorhanden ist.

Ein weiterer wichtiger Aspekt, der leider in dem Osterpaket noch fehlt, ist Energy Sha-
ring. Das ist eine Vorgabe der EU, die leider bislang noch nicht so richtig umgesetzt
worden ist. Das heil3t, dass uber Modelle nachgedacht wird, in denen sich Blrgerinnen
und Blrger in Erneuerbare-Energien-Gemeinschaften zusammenschlieen, Anlagen
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selbst betreiben und vergiinstigten Okostrom Uber das regionale Netz beziehen diir-
fen. Sie sind also quasi ihre eigenen Energieerzeuger in geschlossenen mehr oder
weniger regionalen Verteilsystemen. Auch das ware ein Beitrag zur Akzeptanzsteige-
rung.

Wenn man auf die Verfahrensebene zurlickgeht, ist ganz wichtig, dass wir mehr und
bessere Burger*innenbeteiligung statt weniger Burger*innenbeteiligung bekommen.
Das ist so ein allgemeiner Trend, Blrger*innenbeteiligung als ein Hindernis zu betrach-
ten. Das Gegenteil ist der Fall. Eine frihzeitige und vorzeitige Einbindung in Planver-
fahren steigert die Akzeptanz und hilft, spatere Konflikte zu beseitigen. Auch dafir gibt
es gute Beispiele, wenn man nach Baden-Wurttemberg guckt. Das Dialogforum Er-
neuerbare Energien und Naturschutz ist ein gutes Modell, das im Wesentlichen — vom
Land unterstutzt — auch von den Naturschutzverbanden getragen wird. Es ist eine un-
abhangige Anlaufstelle, um frihzeitig Konflikte zu identifizieren und zu I6sen. So was
fehlt auf Landesebene weitgehend. Das ist ein Manko. Ich hoffe aber, dass diese oder
die nachste Landesregierung das Thema in Angriff nimmt.

Christoph Ruther (Landrat Kreis Paderborn [per Video zugeschaltet]): Ich habe mir
das bei uns noch mal direkt angeschaut. Wir sind bei den Genehmigungsverfahren fur
die Anlagen ca. bei 6,9 Monaten. So lange dauert das in etwa. Um ein Gespur dafur
zu kriegen: Wir haben im letzten Jahr 33 Anlagen genehmigt. Das ist aus meiner Sicht
eine ganze Menge.

Vorhin wurde Baden-Wurttemberg angesprochen. Wir miussten gleich mal daruber re-
den, wie viele es da insgesamt sind und waren.

(Matthias Goeken [CDU]: So viele wie in Paderborn!)

Mir ist dabei wichtig, dass wir immer dann Themen haben, wenn die Anlagen geplant
werden und kein Flachennutzungsplan daruberliegt, also die Anlagen in Ecken geplant
werden, die Kommunen nicht geplant haben. Das ist unser Hauptproblem. Das dauert
dementsprechend langer. Deswegen komme ich auf die Frage zurtick, die wir vorhin
schon hatten. Ich glaube, dass wir diese Prozentregelung gut gebrauchen konnten,
um Planungsklarheit, Planungssicherheit und Planungsrecht fur die Kommunen zu ha-
ben. Ich glaube, das wirde dem Ganzen die dementsprechende Beschleunigung ge-
ben. Damit kdmen wir schneller zum Ziel, weil viele Hirden damit genommen waren.

Nicolas Aisch (Burgermeister Stadt Borgentreich): Wenn ich das richtig verstan-
den habe, geht es um eine Verteilung von maximal 10 % der theoretisch moglichen
Potenzialflache. Das ist im Moment gerade die Grenze, die von Gerichten gerne her-
angezogen wird, wenn es darum geht, Flachennutzungsplane fir gut oder noch besser
zu befinden. So will ich es mal ausdricken. Ob diese 10 % der moglichen Potenzial-
flache mit dem Ausbaupfad des EEG Ubereinstimmen, mdchte ich zumindest erst mal
infrage stellen.

Wirden Sie mir sagen: ,Herr Aisch, wenn Sie 10 % der Potenzialflache zur Verfugung
stellen, sind Sie damit fertig, warde ich sofort zuschlagen. Das ware uberhaupt kein
Problem. Ich glaube allerdings, dass die Wahrheit am Ende fir den landlichen Raum
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woanders liegen wird; denn die 10 % Potenzialflache unterscheiden sich immer noch
deutlich von den 10 % der Gesamtflache der Kommune oder des Kreises. Das muss
man unterscheiden; das ist ganz wichtig. Die 2 % beziehen sich, wenn ich richtig in-
formiert bin, auf die Gesamtflache.

Ich méchte noch was zur Akzeptanz von Windkraftanlagen sagen. Naturlich ist die
Akzeptanz, wie sie aus den Umfragen hervorgeht, im Moment da. Das will ich gar nicht
infrage stellen. In meinen Augen geht aus den Umfragen allerdings nicht die Akzeptanz
fur Abstande von unter 1.000 m zu Windkraftanlagen hervor. Ich habe das ja darge-
stellt. Da sehe ich die Umfragen der FA Wind zumindest als zu hinterfragen an. Das
muss man eindeutig sagen.

Meiner Ansicht nach bezieht sich das immer auf den Ist-Stand. Wir haben mit Abstand
auch diverse Windkraftanlagen um unser Eigenheim. Das ist Uberhaupt kein Problem.
Wenn Sie mich fragen: ,BefUrworten Sie das?“, befurworte ich das natirlich. Aber ich
kann den Stand, der gegebenenfalls mal kommen kdnnte, nicht beflrworten, wenn ich
nicht weil3, was kommen konnte bzw. wie die klaren Spielregeln sind. Es ist, glaube
ich, ganz wichtig, diese Sicherheit zu geben, dass die klaren Spielregeln in Form von
Abstanden und in Form von Mengenangaben feststehen, wie auch immer sie ausse-
hen, ob als Prozentzahl, als Windenergiebeitragswert oder gegebenenfalls so, wie es
Herr Graaff eben geschildert hat. Das ist alles mdglich. Aber es muss eine Vorgabe da
sein. Die sehe ich im Moment nicht. Die 2 % reichen nicht.

Wenn Sie mir sagen: ,Weisen Sie 2 % lhrer Gesamtkommunalflache aus®, wirde ich
das noch viel, viel eher unterschreiben als die 10 % substanzieller Raum. Das ist gar
keine Frage. Sofort. Aber das wird es nicht sein, weil viele Kommunen oder auch Bun-
deslander — gerade die Stadtstaaten — gar nicht in der Lage waren, diese Ausweisung
vorzunehmen. Da muss die Last am Ende natirlich im landlichen Raum liegen. Gar
keine Frage. Die sind wir — gerecht verteilt — auch zu tragen bereit.

Thomas Mock (Rechtsanwalt): Ich mdchte eines im Hinblick auf das, was Herr Aisch
gerade gesagt hat, voranstellen. In Grol3stadten kdnnen sehr wohl viele Windanlagen
gebaut werden. Es gibt in Berlin den Tiergarten, es gibt in Minchen den Englischen
Park, es gibt in Koln den Grunen Ring, es gibt hier in Dusseldorf die Rheinwiesen. Da
kann man wunderbar viele Windanlagen bauen, gerade wenn der 1.000-m-Abstand
fallt. Es ware fur mich eine Pflicht fur die Stadte, in diesen Bereichen Windanlagen zu
bauen, weil das ja etwas sehr Schones ist und die Welt rettet. Punkt eins.

Punkt zwei. Fur die Gemeinde schlage ich Folgendes vor, um das in dieser Runde mal
einzubringen: Wenn die Gemeinden uber Erneuerbare 100 % ihres eigenen Bedarfs
abdecken, dann brauchen die keine weiteren Flachen auszuweisen. — Diese 100%-
Regelung halte ich fur sehr griffig. Es gibt eine ganze Reihe Gemeinden, die das be-
reits erreicht hat. Es gibt dazu bisher keinerlei Rechtsprechung und keinerlei gesetzli-
che Regelung. Aber ich halte es fur die beste Losung, die ich momentan kenne, die
100 % EE-Strom in den Gemeinden als Deckel anzusehen.

Konkret zum Personal und zum Artenschutz, Herr Brockes: Beim Persc_>_na| wird ver-
gessen, dass wir einen unglaublichen Personalbedarf im Hinblick auf die Uberwachung
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der Anlagen haben, der nicht gedeckt wird. Derzeit findet so gut wie keine Uberwa-
chung der 30.000 Windanlagen statt, die immer alter und immer anfalliger werden. Wir
sehen regelmaRig Unfalle, wenige TUV-Priifungen und &hnliches. Ich kann nur aus
meiner Praxis als Anwalt sagen, es ist eine Katastrophe. Da mache ich den Landraten
und den Kreisen gar keinen Vorwurf. Aber hier wird am falschen Ende gespart. Bevor
wir uns Uber neue Genehmigungen und noch mehr Anlagen unterhalten, sollten wir
als Erstes die Uberwachungsthematik mit angemessener personeller und technischer
Ausstattung uberlegen. Der ist umso wichtiger, je mehr ich unter die 1.000 m gehe.
Das ist ein Gesichtspunkt, der leider bisher nicht vorkam.

Artenschutz ist ganz wichtig. Ich mochte auf Folgendes hinweisen, was Sie in den
Medien gesehen haben. Es gibt den neuen IPPC-Vorbericht. Darin steht ebenso wie
in mehreren Veroffentlichungen der letzten Jahre ausdrucklich, dass der IPPC und der
IPBES - das ist der Weltbiodiversitatsrat — darauf hinweisen, dass beide Ziele — Ar-
tenschutz und Klimaschutz — gleichrangig sind und ewig bleiben werden. Im Gegenteil.
Im neuen Bericht kann man lesen, dass der Schutz der Biodiversitat eigentlich vorran-
giger sein sollte, wenn ich das so interpretieren darf. Das kommt heute so gut wie gar
nicht vor. Das darf ich an dieser Stelle mal sagen. Wenn wir den Artenschutz derart
hintenanstellen, werden wir unser blaues Wunder erleben. Das ist Krieg gegen den
Artenschutz. Das muss ich hier in aller Deutlichkeit sagen. Es gibt genug fachliche,
wissenschaftliche Veroffentlichungen, die genau das beschreiben. Darauf beziehe ich
mich hier. Ich bin dartber erschittert, dass man sich in der aktuellen Tagespolitik der-
art von den essenziellen Dingen verleiten lasst. So schlimm wie der Krieg ist — er ist
eine absolute Katastrophe —, wird er in ein paar Wochen vorbei sein. Daran mussen
wir denken. Wie geht es dann weiter? Ich will nicht in Einzelheiten gehen, aber dann
haben wir wieder eine andere Situation. Ich glaube, die aktuelle Situation kdnnen wir
nicht zur Grundlage einer Grundsatzdiskussion machen.

Ja, ich war bis vor zwei Jahren 30 Jahre in der energieintensiven Industrie tatig. Ich
darf sagen, ich bin in allen moglichen Ausschussen gewesen. Die Stahl- und Alumini-
umindustrie kenne ich sehr gut. Ich nenne lhnen ein Beispiel: Die Chinesen haben vor
25 Jahren angefangen, Magnesium zu dumpen. Damit sind weltweit bis auf drei fast
alle Magnesiumhutten geschlossen worden. Das fuhrte dazu, dass China etwa 90 %
des weltweiten Magnesiums herstellt. Was heil3t das? Magnesium ist wichtiger als die
Diskussion um die Seltenen Erden, weil Sie Aluminium nur mit einer Prise Magnesium
von minus 1 % verarbeiten konnen. Das ist wie bei Hefe und Brot. Wie kein Brot ohne
Hefe, so kein Aluminium ohne Magnesium. Die Chinesen haben inzwischen aber 90 %
des Magnesiums im Griff. Das hat schon mehrmals dazu gefuhrt, dass die weltweite
Produktion bzw. Weiterverarbeitung von Aluminium fast eingestellt werden musste,
weil nicht mehr genug Magnesium da war.

In 25 Jahren haben die Chinesen ihren Anteil an der Primaraluminiumproduktion von
20 auf Uber 65 % erhoht. 65 % bedeuten, dass wir in Europa so gut wie abhangig sind.
Das heildt, wir machen einen Knicks oder nicken mit dem Kopf, wenn die Chinesen
irgendwas sagen, weil wir ohne dieses Aluminium keine Weiterverarbeitung in
Deutschland mehr durchfuhren kénnen.
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Um auf die Energiefrage zuriickzukommen: Genau das ist der Knackpunkt. Weltweit
wird Aluminium gehandelt. Das ist ein weltweites Commodity. Daflur wird Strom zu ei-
nem Preis von 4 Cent angesetzt. Das heil3t, wir kdnnen in Deutschland nur dann wirt-
schaftlich Aluminium herstellen, wenn der Strompreis bei 4 Cent liegt. Wie wollen Sie
das bei momentan Uber 30 Cent realisieren? Das heil3t, die Differenz von 4 Cent zu
30 Cent, muss der Blrger uber eine Umlage finanzieren. Das ist in der Vergangenheit
zum Teil Uber die EEG-Thematik erfolgt. Das wird in Zukunft immer mehr in den Netz-
entgelten der Fall sein. Es wird eine thyssenkrupp-Umlage geben oder wie auch immer
sie heildt, durch die die Differenz von den Burgern zu zahlen ist.

In der Zeit, in der ich da tatig war, haben wir mal durchgerechnet: Das sind im Jahr
gute 100 Milliarden Euro, die der Blrger mal eben neben den ganzen Lasten zusatzlich
bezahlen darf, die wir momentan sehen und auch in Zukunft sehen werden. Mit ande-
ren Worten: Wer soll das bezahlen? Ich sage lhnen ehrlich, weder die Industrie noch
irgendeiner hat darauf eine Antwort. Der Bevolkerung konnen wir das nicht zumuten.
Da ist eine absolute Grenze, die wir momentan, glaube ich, alle sehen. Den Staat un-
endlich zu Uberschulden, wird zu Problemen fuhren. Sie sehen momentan die Zwick-
muhle, in die die EZB hineingeschlittert ist: In dem Augenblick, in dem sie die Zinsen
erhoht, werden insbesondere hochverschuldete Lander wie Frankreich, Italien und
Spanien sehr schnell die weilde Fahne hissen mussen. Das will keiner. Deshalb ist die
EZB in einer schwierigen Situation. Mit anderen Worten, wir missen uns von einigen
Winschen verabschieden. Wir missen mehr Realitatspolitik auch in Energie- und
Klimapolitik anwenden. So leid es mir tut, es ist so. Das wird bitter. Wir mussen einige
Ziele einfach starker in die Zukunft verschieben.

Wibke Brems (GRUNE): Es gab an der einen oder anderen Stelle Aussagen zum
Thema ,prozentuale Anteile®. Ich habe das Gefuhl, da geht es so ein bisschen hin und
her. Herr Mildenberger, umfasst eine 2%-Flache wirklich tGberall 2 %, oder wie wirden
Sie das aus lhrer Sicht ein bisschen differenzieren?

Weil eben das Stichwort ,Artenschutz® gefallen ist, habe ich eigentlich noch eine Frage
an Herrn Jansen. Das schaffen wir zeitlich nicht mehr, aber ich finde, dass man den-
jenigen Aussagen zugestehen sollte, die den ganzen Tag fur Artenschutz kdmpfen.
Denen sollte man zuhoéren, was das Thema ,Artenschutz” angeht.

(Dietmar Brockes [FDP]: Der Artenschutz ist doch gar nicht vertreten!)

Christian Loose (AfD): Herr Dr. Ahlborn, die CDU-FDP-Regierung hat verkindet,
dass mehr Windrader in die Walder kommen sollen. Was halten Sie von Windradern
in Waldern?

Christian Mildenberger (Landesverband Erneuerbare Energien NRW e. V.): Grund-
satzlich ist es so, dass die Kommunen bisher substanziell Raum schaffen missen. Das
ist durch die Rechtsprechung ziemlich klar. Es mussen mindestens 10 % im Aulien-
bereich sein. Flachennutzungsplane sind im Prinzip immer gekippt worden, weil die
betreffenden Kommunen eine Verhinderungsplanung betrieben haben. Sie wollten so
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wenig Flache wie moglich ausweisen. Das muss man klar sagen. Das gehort zur Wahr-
heit.

Wir sind der Uberzeugung, dass man das 2%-Flachenziel im Landesentwicklungsplan
absichern konnte und Uber die Regionalpléane den unterschiedlichen kommunalen An-
forderungen Rechnung tragen kénnte. Genau das passiert aber nicht, und die zwei
Regelungen, die in dieser Legislaturperiode verabschiedet worden sind, namlich die
Streichung der Privilegierung in den Forsten im LEP und die Einfihrung der 1.000 m,
fuhren genau dazu, dass die Kommunen dazu getrieben wurden, nicht mehr diese
10 % auszuweisen, weil sie dadurch viel mehr Restriktionen erfahren haben. Die
1.000-m-Regelung fuhrt dazu, Herr Landrat, dass genau im Kreis Paderborn eine wei-
tere Konzentration der Anlagen erfolgen wird, wie es in zwei, drei anderen Regionen
des Landes der Fall ist. In vielen Regionen wie zum Beispiel in der Stadteregion
Aachen haben wir bisher viele Windkraftanlagen, die durch die 1.000-m-Regelung furs
Repowering blockiert werden.

Punkt eins ist, die 1.000-m-Reglung flhrt zu einer Konzentration von Anlagen in be-
stimmten landlichen Raumen. Punkt zwei ist, die 2 % der Flache konnten wir ohne
Probleme in Nordrhein-Westfalen ausweisen und Uber die Regionalplane den unter-
schiedlichen kommunalen Interessen Rechnung tragen.

Dr. Detlef Ahlborn (Gesellschaft fiir Fortschritt in Freiheit e. V.): Zur Frage, was
ich von Windenergieanlagen im Wald halte, kann ich eine kurze Antwort geben. In
meinen Naturpark Kaufunger Wald, einem FFH-Gebiet, einem sogenannten Hotspot
der Biodiversitat und von einer Luchspopulation besiedelt, hat man hemmungslos in-
zwischen 25 Windrader gebaut. Das interessiert keinen Menschen mehr. Derweil an
anderen Orten Juchtenkafer zu grofen, erregten Diskussionen fuhren, haben die
Luchse in meinem Kaufunger Wald keine Rolle gespielt. Deshalb bin ich strikt gegen
Windkraftanlagen im Wald. Fir meine Region ist das eine kleine Katastrophe. Das
sieht ahnlich aus wie im Hunsrick. Das soll demnachst im Reinhardswald auch so
geschehen. Noch mal: Das ist eine kleine Katastrophe.

Vorsitzender Georg Fortmeier: Vielen Dank fur die Beantwortung, Herr Dr. Ahlborn. —
Damit haben wir diese Sachverstandigenanhorung durchgefuhrt. Vielen Dank an Sie,
die Sachverstandigen, auch an den Landrat, der sich per Videostream zugeschaltet
hat.

Das war nach unserer Terminplanung unsere letzte Anhérung in dieser Wahlperiode.
Ich habe keinen Uberblick, wie viele wir gemacht haben, aber es war eine ganze
Menge. — Uber 30, sagt mir Herr Schréder. Das ist sehr viel. Danke dafiir, dass Sie
hier gewesen sind, dass Sie uns mit Ihrem Rat zur Seite gestanden haben.

Ich will noch eine Antwort auf Herrn Ahlborn geben: Es passiert schon und gar nicht
so selten, dass sich nach einer solchen Sachverstandigenanhérung Argumente in An-
derungsantragen wiederfinden. Das haben wir erst heute Morgen gehabt. Es ist nicht
so, dass wir nur mit vorgefassten Meinungen und bestellten Sachverstandigenvoten
diese Sitzung beenden, und damit war es das. Das dient auch dazu, dass man eigene
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Argumente Uberdenkt oder sich noch andere Argumente zu eigen macht. Es halt also
schon seinen Sinn und Zweck. Das ist auch gut so.

Wir hoffen, dass uns das Protokoll rasch erreicht. Wir haben 14 Tage Zeit, bis wir am
30. Marz die Auswertung dieser Anhorung und die Bescheidung des Antrags erledigen
wollen. Das ist nach dem bisherigen Planungsstand die letzte Sitzung dieses Wirt-
schaftsausschusses. Deshalb vorab meinen herzlichen Dank an den Sitzungsdoku-
mentarischen Dienst, dass es bisher gut geklappt hat und auch hierbei gut klappen
wird. Mein Dank geht auch an die Technik, dass das immer so gut funktioniert und wir
Herrn Rither heute virtuell dazu bitten konnten. Noch mal Danke an alle, die dabei
waren.

Ich schliel3e die Sitzung.

gez. Georg Fortmeier
Vorsitzender

Anlage
16.03.2022/16.03.2022
10



Landtag Nordrhein-Westfalen

41 -

Anhoérung von Sachverstandigen
des Ausschusses fur Wirtschaft, Energie und Landesplanung

APr 17/1744
Anlage, Seite 1

Stand: 09.03.2022

Zeit fur Taten beim Klimaschutz: Landespolitische Hemmnisse fur den Ausbau der Windener-
gie konsequent abbauen
Antrag der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN, Drucksache 17/15864

am Mittwoch, dem 9. Marz 2022

13.30 bis (max.) 16.00 Uhr, Raum E3 A02, Livestream

Tableau

eingeladen

Teilnehmer/-innen

Stellungnahme

Stadtetag Nordrhein-Westfalen
Kdln

Keine Teilnahme

Stadte- und Gemeindebund
Nordrhein-Westfalen
Duisseldorf

Rudolf Graaff
Cara Steinke

17/4868

Landkreistag Nordrhein-Westfalen
Dusseldorf

Keine Teilnahme

Kreis Paderborn
Landrat Christoph Ruther
Paderborn

Christoph Rither

Stadt Borgentreich
Burgermeister Nicolas Aisch
Orgelstadt Borgentreich
Borgentreich

Nicolas Aisch

17/4848

DGB NRW
Anja Weber
Dusseldorf

Andrea Arcais

17/4847

Verband kommunaler Unternehmen e.V.

Markus Moraing
Landesgruppe Nordrhein-Westfalen
Dusseldorf

Dr. Jurgen Kruse

17/4867

Thomas Mock
Konigswinter

Thomas Mock

17/4866

Regionalrat Arnsberg
Hermann-Josef Droege

c/o Bezirksregierung Arnsberg
Arnsberg

Keine Teilnahme




Landtag Nordrhein-Westfalen

-42 -

APr 17/1744
Anlage, Seite 2

eingeladen

Teilnehmer/-innen

Stellungnahme

Landesverband Erneuerbare Energien NRW
e.V.

Christian Mildenberger

Dusseldorf

Christian Mildenberger

17/4856

Bund flr Umwelt und Naturschutz Deutsch-
land

Landesverband NRW e.V.

Dirk Jansen

Disseldorf

Dirk Jansen

17/4852

Gesellschaft fur Fortschritt in Freiheit e.V.
Dr. Detlef Ahlborn
Koln

Dr. Detlef Ahlborn

17/4865




	Zeit für Taten beim Klimaschutz: Landespolitische Hemmnisse für den Ausbau der Windenergie konsequent abbauen 3
	Antrag
	der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
	Drucksache 17/15864
	– Anhörung von Sachverständigen (s. Anlage)


	Zeit für Taten beim Klimaschutz: Landespolitische Hemmnisse für den Ausbau der Windenergie konsequent abbauen
	Antrag
	der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
	Drucksache 17/15864
	– Anhörung von Sachverständigen (s. Anlage)



